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Einladung zur 16. WR-Bildungswerkstätte 
 
1. Teil: 

Wann: Freitag, 30. Juni 2017, 19.45-ca. 21.30 Uhr 
Wo:  Restaurant Mittlerer Balmberg 

Mittlerer Balmberg 11 

Wer:  öffentlicher Anlass 
Kosten: keine, freie Kollekte 

Unterlagen: Gemeinsamer Einstieg, Problemaufriss und Einblick in die 

beiliegenden Texte. 

 
 

2. Teil: 
Wann: Samstag, 8. Juli 2017, 11.15- ca. 15.00 Uhr 
Wo:  Restaurant Mittlerer Balmberg 

Mittlerer Balmberg 11 
Wer:  öffentlicher Anlass 

Kosten: keine, freie Kollekte 

Unterlagen: Individuelle Beiträge, gemeinsame Diskussion und ermutigende 

Schlussfolgerungen. 

 

________________________________________________________________ 

 

 

Fahrplan Postauto ab Solothurn Hauptbahnhof 

 

Freitag: 19.05 (an: 19.34) 

Samstag: 10.37 (an: 11.03) BUS 12 

 

Fahrplan Postauto ab Balmberg 

 

Freitag: keinen öV-Kurs (Transport mit Privatauto organisiert) 

Samstag: 14.44 / 16.44 (an: 15.22 / 17.22) 
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Liebe Genossinnen und Genossen, 

 

Ich freue mich sehr, dass es mit der 16. WR Bildungswerkstätte noch vor den Sommerfe-

rien klappt. Örtlich und thematisch machen wir mit Blick auf die Saison und das bisherige 

politische Halbjahr einen Volltreffer: Zum Treffpunkt gibt es kaum einen schöneren Ort 

als den mittleren Bamberg; thematisch ist "Die Krise der Linken" mit der fast totalen 

Erosion der SP in den Niederlanden und Frankreich sowie der Krise der SP's in Italien und 

Spanien eine der wichtigsten Fragen, welche uns die ersten sechs Monate des Jahres 

2017 ans Herz legen. 

 

Bitte lest zuerst das Interview in der WOZ (siehe nachfolgenden Artikel) - es beantwortet 

die Grundfrage nach den Ursachen und Gründen für die Schwierigkeiten der Linken in 

Europa während der letzten 30 Jahre. Vergesst auch nicht alle Fragezeichen zu machen 

an jenen Stellen, die Ihr nicht versteht oder wo Ihr kritische Einwände habt, ebenso jene 

Ausrufezeichen dort, wo Ihr weiter Nachdenken und diskutieren möchtet. 

 

Weitere Texte zu den einzelnen Ländern folgen im Hinblick auf den übernächsten Sams-

tag am kommenden Freitag. 

 

Mit grossen Dank und herzlichen Grüssen – Andi Gross 

 

PS. Wegen Auslandengagement und kurzer Krankheit kommen diese Texte ein klein we-

nig verspätet - bitte verzeiht dies den Werkmeistern. 

_______________________________________________________________________ 

 

 

Thema der 16. WR-Bildungswerkstätte 
 

Die Krise der Linken 
 

WIRTSCHAFTLICHE GLOBALISIERUNG 

«Die nationale Politik ist zur Geisel der In-

vestoren geworden» 

Der liberale Harvard-Ökonom Dani Rodrik ist einer der prominentesten Globalisierungs-

kritiker. Was unterscheidet ihn von US-Präsident Donald Trump? Die WOZ hat Rodrik 

zum Gespräch getroffen. 

Von Yves Wegelin (Interview)  

WOZ Nr. 25/2017 vom 22.Juni 2017 

_______________________________________________________________ 

https://www.woz.ch/archiv/%22Yves%20Wegelin%22
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WOZ: Dani Rodrik, wie Donald Trump kritisieren Sie die Globalisierung. Was un-

terscheidet Sie von ihm? 

Dani Rodrik: Bereits als ich mich 1997 mit meinem Buch «Ist die Globalisierung zu weit 

gegangen?» kritisch mit dem Weltwirtschaftssystem auseinandersetzte, hatte ich den 

Rechtsnationalismus vor Augen. Dessen Aufstieg zeichnete sich bereits ab. Ich kam zum 

Schluss, dass wir die Nachteile verstehen und bekämpfen mussten, die die Globalisierung 

für gewisse Leute mit sich bringt – sonst würde sich der nationalistische Rückschlag ver-

stärken. Ich hoffte auf eine intelligente Reform der Globalisierung. Leider vergebens. 

Was gefällt Ihnen an Trumps Globalisierungskritik nicht? 

Seine Politik ist stark von autoritären Zügen geprägt. Trump versucht, die Fundamente 

der liberalen Demokratie zu untergraben. Seine rassistischen Töne gegenüber Ausländern 

schwächen den Zusammenhalt der Gesellschaft. Dieser Autoritarismus ist meine grösste 

Sorge. Von seiner Wirtschaftspolitik halte ich nichts. Seine Rhetorik schwankt zwischen 

einem pauschalen Protektionismus, der die wirtschaftlichen Probleme mit dem Vorschlag-

hammer lösen will, und einer Politik, die den Interessen der Grossbanken wie Goldman 

Sachs dient. 

Will er mit seiner protektionistischen Rhetorik nicht lediglich Wählerinnen und 

Wähler mobilisieren? 

Trump hat einen protektionistischen Instinkt, gleichzeitig ist er jedoch ein pragmatischer 

Geschäftsmann. Ausserdem wird er durch sein Amt und seine Berater diszipliniert. Seine 

Wirtschaftspolitik ist geprägt von seinem Finanzminister Steven Mnuchin und dem Wirt-

schaftsberater Gary Cohn – beides ehemalige Goldman-Sachs-Leute. Die Nationalisten 

verlieren an Einfluss, seine gefährlichsten wirtschaftlichen Drohungen wird er nicht in die 

Tat umsetzen. Wir werden also keine ökonomische Katastrophe erleben, gleichzeitig wer-

den die USA unter ihm die Probleme der Globalisierung nicht angehen. 

Die Globalisierung ist ja kein neues Phänomen. Ihr Grundstein wurde bereits 

nach dem Zweiten Weltkrieg gelegt, nachdem der Protektionismus in den dreis-

siger Jahren überhandgenommen hatte. 

Das stimmt, doch in der Nachkriegszeit dominierte ein rudimentäres Globalisierungsmo-

dell. Unter dem Gatt-Regime, dem Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen, das 1948 

in Kraft trat, wurden mehrmals Zollsenkungen beschlossen, doch sie bewegten sich in 

engen Grenzen. Die Landwirtschaft und der Dienstleistungssektor blieben vom Regime 

ausgenommen, und auch im Güterhandel hielt sich die Liberalisierung in Grenzen. Als 

Entwicklungsländer die Industrieländer in der Textilindustrie zu konkurrenzieren began-

nen, setzten Letztere 1974 das Multifaserabkommen durch, das Quoten für Importe aus 

Entwicklungsländern einführte. Insbesondere die finanzielle Globalisierung gab es nur in 

Ansätzen: Kapitalverkehrskontrollen und andere Restriktionen zwischen den Ländern wa-

ren die Norm. All dies gab den Regierungen Raum, um eigene wirtschaftliche Ziele zu 

verfolgen. 

Weil sie sich nicht davor fürchten mussten, dass die Investoren ihr Kapital in 

andere Länder abziehen … 

Ja. Der britische Ökonom John Maynard Keynes hat sich bei der Aushandlung der wirt-

schaftlichen Nachkriegsarchitektur, des Bretton-Woods-Systems, erfolgreich für perma-

nente Kapitalverkehrskontrollen eingesetzt. Er wollte den Regierungen eine eigenständige 

Geld- und Fiskalpolitik ermöglichen. Die Regierungen konnten in der Nachkriegszeit etwa 

eine expansive Ausgabenpolitik verfolgen, um die wirtschaftliche Nachfrage zu stimulie-

ren, ohne mit einem Kapitalabfluss konfrontiert zu sein. 
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Und sie konnten die Steuern erhöhen oder ihren Arbeitsmarkt regulieren. 

Ja, jedes Land konnte einen eigenen Wohlfahrtsstaat aufbauen und eigene sozialpoliti-

sche Ziele verfolgen. Obwohl das Gatt-System den Regierungen viel Spielraum liess, 

wuchsen der globale Handel und die globalen Investitionen in dieser Periode allerdings 

sehr schnell an. Meine Interpretation ist diese: Das Gatt hat in den einzelnen Ländern zu 

grossem Wohlstand geführt, der wiederum zu einem starken globalen Handel führte. 

Und was geschah dann? 

In den achtziger Jahren vergassen die Regierungen, dass die Globalisierung auf gesunden 

Nationalstaaten basiert. Spätestens mit der Gründung der Welthandelsorganisation WTO 

1994 ging die Welt zu einem Freihandelssystem über, das einzelnen Ländern viel mehr 

vorschrieb. Das gilt auch für die finanzielle Globalisierung: Die Industriestaaten setzten 

innerhalb der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 

die Norm durch, dass die Länder die Grenzen für den Kapitalverkehr öffnen mussten. Wer 

in die OECD aufgenommen werden wollte, musste seine Kapitalverkehrsschranken auf-

heben. 

Die Folge ist das, was Sie als «Trilemma der Globalisierung» bezeichnen. Von 

der Globalisierung, der Demokratie und der nationalen Souveränität kann man 

immer nur zwei auf einmal haben: Eine transnationale Welt lässt eine transnati-

onale Demokratie zu, doch nicht mehr die nationale Souveränität. 

So ist es. Die nationalen Regierungen sind heute in ihrer Wirtschaftspolitik sehr einge-

schränkt, da sie immer darauf achten müssen, wie sich ihre Entscheide auf die Finanz-

flüsse auswirken. Zudem sind die Länder heute anfälliger für Finanzkrisen, weil die Inves-

toren ihr Kapital auf einen Schlag abziehen können. Die nationale Politik ist zur Geisel der 

internationalen Investoren geworden. 

Befürworter dieser Globalisierung würden entgegnen, dass sie Wachstum und 

Jobs bringe. 

Jede erfolgreiche Volkswirtschaft steht auf zwei Beinen. Das eine Bein ist der Zugang 

zum Weltmarkt: Dieser bietet Exportmärkte, den Import von Ideen, Technologie, Roh-

stoffen. Das zweite Bein, das nicht fehlen darf, sind die eigenen wirtschaftlichen Fähigkei-

ten. Der Staat muss diese durch ein wirtschaftliches Management fördern. Er muss Steu-

ern eintreiben, um die Bildung zu finanzieren. Setzt ein Land nur auf das erste Bein, be-

gegnet es der Weltwirtschaft in einer Position der Schwäche, etwa als Exporteur von 

Rohstoffen oder simplen Gütern. Ab den neunziger Jahren haben viele Länder einen Frei-

handelsvertrag nach dem anderen unterzeichnet und die Grenzen Auslandsinvestoren 

geöffnet in der Hoffnung, dies werde Wachstum bringen. Vergeblich, Mexiko ist das beste 

Beispiel dafür. 

Inwiefern? 

Wenn Handelsverträge allein Wachstum brächten, müsste es keinem Land besser gehen 

als Mexiko. Es hat das Nordamerikanische Freihandelsabkommen (Nafta) mit Kanada 

unterzeichnet und steht mit den USA mit einem riesigen Binnenmarkt in unmittelbarer 

Nachbarschaft. Trotzdem geht es dem Land wirtschaftlich schlecht, weil es den Aufbau 

eigener Industriezweige verpasst hat. Gegenbeispiele sind Südkorea, Taiwan, Singapur 

oder China: Sie haben sich dem Welthandel etwas geöffnet, gleichzeitig haben sie jedoch 

ihre Industrien subventioniert und unterstützt. Einige dieser Industrien wurden sehr er-

folgreich. Hätte sich China an heutige WTO-Regeln halten müssen, wäre es nie so erfolg-

reich geworden. 
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Sie haben sich auch immer wieder gegen die neuen Freihandelsabkommen wie 

TTIP, Ceta oder Tisa geäussert, die derzeit verhandelt werden. 

Ja, denn diese sind von den Interessen partikularer Gruppen geprägt, von Banken, Multis 

und der Exportindustrie. Die Abkommen sind für sie ein Weg, die nationalen Gesetze um-

zuschreiben: Was sie auf der Ebene der nationalen Demokratien nicht erreichen, versu-

chen sie in den Freihandelsverträgen festzuschreiben. Das TTIP, das zwischen den USA 

und der EU ausgehandelt wird, soll etwa einheitliche Umwelt- und Konsumentenstan-

dards durchsetzen. NGOs sind zu Recht besorgt, dass die nationalen Demokratien damit 

in ihrer Freiheit eingeschränkt werden, eigene, weitergehende Standards zu beschliessen. 

Im Grunde sind es also keine Freihandelsverträge … 

Früher war das Ziel von Freihandelsabkommen, Zölle zu senken und Importkontingente 

abzuschaffen. Es ging also um den Abbau von Barrieren an den Grenzen. Wie erwähnt 

sind die neuen Verträge jedoch ein Instrument für Firmen und Investoren, um nationale 

Gesetze zu ihren Gunsten umzuschreiben. Die Verträge dienen nicht dem Gesamtwohl. 

Hinter ihnen stehen Spezialinteressen, die für ihren Vorteil kämpfen. 

Sie bezeichnen die heutige Situation als «Hyperglobalisierung». Wohin führt 

sie? 

Statt, dass die Globalisierung den einzelnen Ländern dient, haben nun die Länder der 

Globalisierung zu dienen. Die Globalisierung ist vom Mittel zum Zweck geworden. Ich 

habe bereits Ende der neunziger Jahre davor gewarnt, dass die Integration der Weltwirt-

schaft zu einer Desintegration der nationalen Gesellschaften führen wird. Während die 

Eliten, Banken und Grosskonzerne weltweit zusammenrücken, entfernen sie sich von all 

jenen, die nicht die Qualifikationen, das Kapital oder das soziale Netz besitzen, um von 

der Hyperglobalisierung zu profitieren – entsprechend hat auch die ökonomische Un-

gleichheit stark zugenommen. Viele Leute haben zu Recht das Gefühl, dass dieses globa-

le Spiel nicht mehr in ihrem Interesse ist, dass sie zurückgelassen werden. Dieses Gefühl 

nützten und nützen Demagogen für sich aus. 

Was ist Ihre Antwort auf diese Probleme? 

Die Gesellschaften in den einzelnen Ländern müssen wieder aufgebaut werden. Sie brau-

chen einen neuen Gesellschaftsvertrag, in dem die heutigen Eliten, die Technokraten und 

die Reichen mit dem Rest der Gesellschaft wieder zusammenfinden, der von der Hyper-

globalisierung nicht profitiert hat. Das ist die grosse Herausforderung, die vor uns liegt. 

Was bedeutet das konkret? 

Vor allem in den USA ist das grosse Problem die wachsende ökonomische Ungleichheit. 

Das Land braucht eine Ausgabenpolitik, die zusätzliche Jobs schafft, progressivere Steu-

ern, einen höheren Mindestlohn, stärkere soziale Sicherheitsnetze. Es braucht einen ro-

busten Wohlfahrtsstaat. Zudem sollten die Verhandlungen über neue Freihandelsabkom-

men eingestellt werden. Wir müssen eine Globalisierung schaffen, die nicht nur dem Bu-

siness, den Banken und den Exporteuren dient, sondern auch den Arbeitern und den Mit-

telschichten. Dazu brauchen die nationalen Regierungen wieder mehr Spielraum, um ei-

gene wirtschaftspolitische Prioritäten verfolgen zu können. Das ist der einzige Weg, um 

wieder Vertrauen in die Globalisierung zu schaffen. 

Sie wollen die Globalisierung retten, indem Sie deren Einschränkung fordern? 

Eine progressive Politik beginnt nicht mit der Errichtung von Barrieren. Offenheit ist wich-

tig, wegen der Exportmärkte oder des Zugangs zu neuen Technologien. Falls die Globali-

sierung jedoch ein Hindernis ist, um eine progressive nationale Wirtschaftspolitik zu ver-
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folgen, muss sie eingeschränkt werden. Droht etwa wegen eines politischen Entscheids 

Kapital abzufliessen, ist es nötig, Schranken einzuführen, um das zu verhindern. Etwas 

Sand im Getriebe des internationalen Finanzsystems ist nötig. 

Ist die Globalisierung überhaupt noch einzudämmen? Ist die Macht der Investo-

ren, Grosskonzerne und Banken nicht bereits zu gross? 

Ich glaube nicht, dass wir ein Monster geschaffen haben, das wir nicht mehr bändigen 

können. Die heutige Globalisierung ist eine Kreation des Menschen, sie folgt den Regeln, 

die wir geschaffen haben. Ich habe keinen Zweifel daran, dass sie neu aufgebaut werden 

kann. Viele Progressive weltweit fordern das schon längst. Was ihnen fehlt, ist jedoch die 

Besinnung auf den Patriotismus. Sie sollten den Rechtsnationalen nicht das Monopol auf 

diesen Patriotismus überlassen, sondern ihn für sich reklamieren. 

Der Internationalismus war schon immer ein fester Teil der Linken. 

Ja, doch sie ist damit im Nachteil. Die rechten Nationalisten können ihr ständig vorwer-

fen, dass sie für andere Interessen arbeitet. 

Einst plädierten Sie für eine transnationale Demokratie, um die Globalisierung 

zu bändigen, nun fordern Sie mehr Patriotismus. Was ist passiert? 

Ich dachte, dass die transnationale Demokratie am ehesten in Europa verwirklicht wer-

den würde. Ich glaubte, dass Europa neben der Schaffung eines Binnenmarkts auch die 

Demokratie transnationalisieren würde und einen europaweiten Demos bilden könnte – 

begleitet von einer Aushöhlung der nationalen Souveränität. Wäre es 2008 nicht zur Fi-

nanzkrise gekommen, würde sich Europa wohl nach wie vor auf dem Weg dorthin befin-

den. Heute ist das jedoch nicht mehr der Fall – und im Rest der Welt ist die Entstehung 

einer transnationalen Demokratie noch unwahrscheinlicher. 

Was hat die Finanzkrise bewirkt? 

Spanien, Portugal oder Griechenland sind nicht in Schwierigkeiten geraten, weil sie sich 

schlecht benommen haben: Wenn sie sich zu viel Geld geliehen haben, heisst das, dass 

insbesondere Deutschland ihnen zu viel geliehen hat. Genau das hätte Bundeskanzlerin 

Angela Merkel sagen müssen: dass die Eurokrise eine Krise der Interdependenz ist, die 

der Süden und der Norden zusammen verursacht haben. Sie hätte neue Institutionen 

fordern sollen, mehr politische Integration und eine gemeinsame Vision für Europa. 

Stattdessen verbreitete sie ein moralisierendes Märchen über sparsame Deutsche und 

verschwenderische Griechen. Entsprechend wurde Griechenland eine Sparagenda aufge-

zwungen, die die Krise noch verschlimmert hat. All dies hat innerhalb der EU zu viel 

Ressentiments geführt. Von dieser Situation aus ein demokratisches, soziales Europa zu 

schaffen, ist schwierig. Wir werden sehen, was der französische Präsident Emmanuel 

Macron ausrichten kann, der in diese Richtung will. 

Sie fordern mehr Patriotismus. Doch dieser war in der Eurokrise doch genau das 

Problem: Merkel rief den Arbeitern in Ostdeutschland zu, dass sie deren Geld 

gegen die Griechen verteidigen werde … 

Es kommt darauf an, wie das patriotische Interesse definiert wird. Merkel hat im Interes-

se der deutschen Banken gehandelt, die Griechenland Geld geliehen hatten und denen 

die Hilfskredite an Griechenland wiederum zugutegekommen sind. Falls die Deutschen, 

Franzosen oder Holländer nach einer demokratischen Auseinandersetzung zum Schluss 

kommen, dass sie von der EU nicht profitieren, dann ist das in Ordnung. Sie können je-

doch genauso gut zum Schluss gelangen, dass eine starke EU in ihrem Interesse ist. 

Heute steht die EU auf halbem Weg. Sie ist ein Binnenmarkt, dem die demokratischen 
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Institutionen fehlen. Entweder muss die Demokratie den Binnenmarkt einholen, oder der 

Binnenmarkt muss einen Schritt zurück machen. 

Banken und Arbeiter etwa werden kaum je die gleichen Interessen haben. Was 

soll denn das nationale Interesse sein? 

Es ist doch die Aufgabe der Demokratie, dies herauszufinden. Das Problem ist, dass die 

Eliten, die Banken und die mobilen, gut ausgebildeten Arbeitskräfte nicht mehr mit den 

anderen Gruppen in der Gesellschaft über die Vor- und Nachteile der Globalisierung de-

battieren wollen. Sie setzen ihre Interessen in anderen internationalen Foren durch, etwa 

durch Handelsverträge. Es braucht in den einzelnen Ländern wieder eine richtige demo-

kratische Auseinandersetzung über das nationale Interesse. 

Wenn jedes Land sein Interesse maximiert, leiden am Ende die Ärmsten in den 

schwächsten Ländern. 

Für starke Länder ist es immer einfacher, ihre Interessen durchzusetzen. Darum braucht 

es internationale Handelsregeln, wie etwa das Prinzip der Nichtdiskriminierung, nach dem 

ein Staat einen Vorteil, den er einem anderen Staat gewährt, auch allen anderen gewäh-

ren muss. Das Prinzip war einer der bedeutendsten Beiträge der USA beim Aufbau der 

Nachkriegsinstitutionen. Natürlich hatten sie ein eigenes Interesse daran: Sie wollten 

damit das britische Kolonialsystem aufbrechen. Dabei haben sie es aber unterlassen, sich 

eigene Handelsprivilegien zu verschaffen. Ich bin überzeugt, dass viele Probleme nicht 

auf globaler Ebene zu lösen sind: Sonst erhalten Leute, die bereits auf nationaler Ebene 

viel Macht besitzen, auf globaler Ebene zusätzliche Macht. 

Sie glauben, dass eine politische Körperschaft den Mächtigen umso mehr Macht 

verleiht, je grösser sie ist. 

Ich sage nicht, dass man immer die Eliten privilegiert, wenn politische Entscheide jen-

seits des Nationalstaats gefällt werden. Doch in der heutigen EU und im aktuellen inter-

nationalen System ist das der Fall. Die Verhandlungen über die Freihandelsverträge etwa 

sind eine Blackbox. 

Sie plädieren für Barrieren, sofern dies dem nationalen Interesse dient. Gilt das 

nur für Kapital, Güter und Dienstleistungen oder auch für Menschen, wie dies 

die Rechtsnationalisten fordern? 

Die Grenzen für Kapital, Güter und Dienstleistungen sind bereits sehr offen. Es ist diese 

Mobilität, die zu vielen Problemen geführt hat, die es nun anzugehen gilt. Mit Ausnahme 

des europäischen Binnenmarkts sind die Barrieren für Arbeitskräfte im Verhältnis dazu 

weltweit sehr hoch. Die potenziellen Gewinne einer Öffnung sind entsprechend gross. 

Wären die Länder wirklich an der gemeinsamen wirtschaftlichen Wohlfahrt interessiert, 

würden sie sämtliche aktuellen Freihandelsverträge vergessen und einen Deal finden, der 

dafür sorgt, dass sich die Menschen weltweit freier bewegen können. Hier sollten wir die 

Globalisierung weiter vorantreiben. 

Ein liberaler Ökonom 

Dani Rodrik (59), Professor für internationale politische Ökonomie an der Harvard-

Universität, machte sich international einen Namen, als er 1997 sein Buch «Has Globali-

zation Gone too Far?» («Ist die Globalisierung zu weit gegangen?») publizierte. Darin 

legte der liberale Ökonom dar, dass die Globalisierung sowohl GewinnerInnen als auch 

VerliererInnen produziere und damit die Gesellschaften auseinanderreisse. 2011 folgte 
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«Das Globalisierungsparadox» (Verlag C. H. Beck), in dem Rodrik seine These weiter aus-

führte. Inzwischen ist er einer der am häufigsten gelesenen Ökonomen der Welt. 

Der gebürtige Türke ist mit der Tochter des ehemaligen türkischen Generals Cetin Dogan 

verheiratet, der 2010 beschuldigt wurde, Kopf eines Putschversuchs gegen die Regierung 

zu sein. Rodrik und seine Frau recherchierten fünf Jahre lang, um Dogans Unschuld zu 

beweisen. Mit Erfolg. Nachdem er zu zwanzig Jahren Haft verurteilt worden war, wurde er 

schliesslich doch freigesprochen. 

 

 

 

Wir freuen uns auf Dich! 

 

Das Kernteam der WRB 

27. Juni 2017/NW 
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Essay

Das Ende ist nicht nah

Patrick Diamond | Nicht nur die SPD steckt im Dauertief, in ganz West­
europa tun sich Sozialdemokraten schwer, bei den Wählern anzukommen. 
Doch ihre Werte und Politikansätze werden weiterhin gebraucht. Und ein 
Comeback ist nicht ausgeschlossen, wenn sie Lösungen für zwei Schlüs­
selthemen anbieten können: Wirtschaftskompetenz und Identitätspolitik.

Europas Sozialdemokratie erlebt einen Niedergang, aber er ist umkehrbar

Seit einem Jahrzehnt erleben die sozialdemokratischen Parteien Westeuropas 
einen schmachvollen Niedergang. Der Absturz der gemäßigten Linken ist bei-
spiellos: Selbst da, wo Sozialdemokraten – meist in Koalitionen mit anderen 
Parteien – in den vergangenen Jahren an die Macht kamen, machten sie oft 
eine unglückliche Figur und wurden bald wieder abgewählt. Viele Kommen-
tatoren haben die sozialdemokratische Bewegung deshalb für tot erklärt und 
schreiben den offenbar unaufhaltsamen Abstieg ihrer schwindenden ideolo-
gischen Wirkungskraft zu.

Welche Faktoren haben zum Abstieg der Sozialdemokratie – und dem gleich-
zeitigen Aufstieg populistischer Bewegungen in ganz Europa – geführt? Wie 
könnte sich die Linke gegen den Niedergang stemmen? Und wie könnte eine 
zukunftsträchtige sozialdemokratische Politik in Europa aussehen?

Die neuen politischen Landschaften

Die Rahmenbedingungen, unter denen sozialdemokratische Parteien und Re-
gierungen ihre politische Arbeit heute betreiben, sind unsicher und fragil. Das 
betrifft nicht nur die Finanz- und Euro-Krise, eine der schlimmsten ökono-
mischen Krisen in der Geschichte des Westens. Das gesamte kapitalistische 
System befindet sich in einem grundlegenden Wandel: Die immer schnellere 
Folge technologischer Innovationen und der zurückgehende Anteil klassisch-
industrieller Fertigung weisen darauf hin, dass sich die hochentwickelten Öko-
nomien an der Schwelle zu einer „dritten“ industriellen Revolution befinden. 
Diese könnte einschneidende Folgen haben und die etablierten politischen und 
wirtschaftlichen Institutionen untergraben.

Außerdem geraten Staatsfinanzen und Wohlfahrtssysteme aufgrund der 
durch die Finanzkrise entstandenen haushaltspolitischen Zwänge in bislang 
unbekanntem Maße unter Druck – so sehr, dass die künftige Verfasstheit des 
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Die Krisen nützen  

Konservativen – und 

Rechtspopulisten

Staates als solche zur Disposition steht. Die „Nachwehen“ der Krise verstär-
ken den Effekt langfristiger demografischer Entwicklungen wie Alterung oder 
Geburtenrückgang. Der globale Wandel wird weiter befeuert durch die wach-
sende wirtschaftliche Macht der aufstrebenden Schwellenländer und den rela-
tiven Bedeutungsverlust des Westens. Just in diesem Moment ist der Sozialde-
mokratie das Gefühl abhandengekommen, ihre Existenz sei ein Produkt histo-
rischer Vorsehung, der sie im späten 19. Jahrhundert ihre Entstehung verdank-
te. Zur Überraschung vieler ist das Pendel der Geschichte gegen die gemäßigte 
Linke ausgeschlagen. 

In den entwickelten kapitalistischen Ländern wird heute über Ungleichheit, 
über globale Unordnung durch entfesselte Finanzmärkte und über die fragwür-
dige Moralität des Kapitalismus diskutiert. Hinzu kommt die immer aktuelle 
Sorge über die Auswirkungen des technologischen Wandels und die Automa-
tisierung des Arbeitsmarkts. Eigentlich sollten Sozialdemokraten leichtes Spiel 
haben, mit ihren Rezepten gegen die Krisen des Kapitalismus zu punkten. 

Paradoxerweise scheinen die Krisen aber vor allem den Konservativen und 
den Rechtspopulisten zu nützen. Geschickt setzen beide die Austeritätspolitik 
für ihre Zwecke ein. Die moderate Rechte tut das, indem sie Mit-
te-Links-Parteien als verschwenderisch und ökonomisch inkompe-
tent darstellt. Gleichzeitig werden die gemäßigten Konservativen vor 
allem in Nordeuropa von noch weiter rechts stehenden populisti-
schen Parteien herausgefordert, die Ängste und durch die Globali-
sierung bedingte Unsicherheiten befeuern. So war es bei den Wahlen 
in Dänemark im vergangenen Jahr die rechtspopulistische Dänische Volkspar-
tei und nicht die Konservative Volkspartei, die zur Ablösung der linken Koali-
tion von Ministerpräsidentin Helle Thorning-Schmidt beitrug.

Das zerstörte Vertrauen in den Kapitalismus und die Rückkehr staatli-
cher Markteingriffe auf die politische Agenda haben der Linken wenig neuen 
Aufwind beschert. Die Europawahlen 2014 hätten für das Mitte-Links-Lager 
kaum schlechter laufen können; seit 1979 waren seine Parteien nicht mehr so 
schwach im Europaparlament vertreten. In Deutschland erzielte die SPD ihre 
miserabelsten Ergebnisse seit den 1890er Jahren. In Spanien erlitt die Sozia-
listische Arbeiterpartei (PSOE) herbe Rückschläge; in Irland halbierte sich der 
Stimmenanteil der Labour Party von 14 auf 7 Prozent. In den Niederlanden lan-
dete die Partei der Arbeit (PvdA) in Umfragen bei unter 10 Prozent. Auch in 
Frankreich, wo die Sozialisten regieren, sieht es derzeit alles andere als gut aus.

Die britische Labour Party erlebte 2010 und 2015 ihre größten Niederlagen 
seit 1918. In Schweden, einem der Kernländer der europäischen Sozialdemo-
kratie, verlor das Mitte-Links-Lager erstmals seit über einem Jahrhundert zwei 
Parlamentswahlen in Folge, bevor die Sozialdemokraten im vergangenen Jahr 
wieder an die Macht kamen. Lediglich Italien gibt Anlass zu sozialdemokrati-
schem Optimismus: Die Demokratische Partei von Ministerpräsident Matteo 
Renzi errang bei den Wahlen 2014 über 40 Prozent der Stimmen. Bei den Regi-
onalwahlen zeigte sich allerdings kürzlich die altbekannte Unbeständigkeit der 
italienischen Politik: Renzis Partei erlitt einen Rückschlag, der deutlich mach-
te, dass es noch ein weiter Weg bis zu einer tragfähigen linken Koalition ist.
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Erleben wir den 

Untergang der  

Sozialdemokratie?

Gewiss, die häufig regierenden Mitte-Rechts-Parteien haben ebenfalls Ein-
bußen hinnehmen müssen. Da sich die Politik schwer tut, die langfristigen Fol-
gen der Finanzkrise in den Griff zu bekommen, wächst allgemein die Ableh-
nung etablierter Parteien. Das schlechte Abschneiden der Sozialdemokraten 

lässt sich natürlich zum Teil durch deren schwache Führungen, ihr 
fehlendes Angebot an glaubhaften Alternativen (vor allem in der 
Wirtschaftspolitik) und durch interne Querelen in instabilen Koa-
litionsregierungen erklären. Doch die Sozialdemokraten verlieren 
nicht nur Wahlen. Angesichts wachsender ökonomischer Turbu-
lenzen und explodierender Staatsverschuldung fragen sich viele, ob 

sich die Sozialdemokratie überhaupt jemals wieder erholen werde. Kritiker ar-
gumentieren, das Mitte-Links-Lager lasse ein überzeugendes Wahlprogramm 
und ein stimmiges ideologisches Konzept vermissen. Zum Regieren habe es 
keine glaubwürdige Strategie. Daher ist es nicht völlig unmöglich, dass wir ge-
rade den Untergang der Sozialdemokratie erleben.

Angewiesen auf den Primat der Politik

Verschlimmert werden die genannten Probleme durch strukturelle Verschie-
bungen im wirtschaftlichen und sozialen Bereich, die den Wählerstamm der 
sozialdemokratischen Parteien schrumpfen lassen. Mit dem Wandel der politi-
schen Landschaft werden auch sozialdemokratische Ideen infrage gestellt, die 
seit dem Zweiten Weltkrieg in den meisten europäischen Staaten tief verankert 
waren. So wurden der Universalismus des Wohlfahrtsstaats und sein Ver-
sprechen, materielle Bedürfnisse zu befriedigen, durch die Idee der Eigenver-
antwortung ersetzt. Sozialdemokratische Überzeugungen scheinen als immer 
weniger legitim wahrgenommen zu werden. Und auch in Zukunft werden die 
großen sozialen und ökonomischen Trends die Politik transformieren.

Zwei grundlegende Veränderungen von historischer Dimension haben der 
Sozialdemokratie seit Ende des Kalten Krieges das Leben besonders schwer ge-
macht. Die erste ist die Globalisierung, die nicht nur die weltweite Integrati-
on der Märkte brachte, sondern auch Deregulierung und Liberalisierung. Die-
se stärkten das Kapital auf Kosten der Arbeiter und der demokratischen Re-
gierungen. Die zweite Veränderung betrifft die Abwertung der Politik gegen-
über den Märkten und anderen sozialen Kräften. Für eine Bewegung wie die 
Sozialdemokratie, die existenziell auf den Primat der Politik angewiesen ist, 
bedeutet das eine gefährliche Entwicklung.

Die globalen Handelsliberalisierungen und die Schwächung der Politik 
haben erhebliche Auswirkungen. Globalisierung revolutioniert – mit ein-
schneidenden Konsequenzen für die etablierten Institutionen. Sie hat zu ei-
nem bis dato ungekannten Wirtschaftswachstum und deutlich höheren Le-
bensstandards geführt, aber ihre Errungenschaften wurden nicht gleichmäßig 
verteilt. Heute scheint die Globalisierung ihr Versprechen nicht mehr halten 
zu können, die Lebenssituation der Menschen jenseits der wirtschaftlichen 
und politischen Eliten zu verbessern. Folgerichtig erleben wir eine heftige po-
litische Gegenreaktion, die in der weit verbreiteten Ablehnung einer libera-
len Migrationspolitik und der europäischen Integration am sichtbarsten ist. 
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Weltoffenheit wird nun von einer wachsenden Fremdenfeindlichkeit bedroht, 
die von neuen Unsicherheiten bezüglich nationaler Identität und Zugehörig-
keit genährt wird. 

Gleichzeitig erscheinen die politischen Institutionen immer weniger in der 
Lage, mit diesen Problemen umgehen zu können. Rund-um-die-Uhr-Bericht-
erstattung und soziale Medien haben die Politik transparenter, aber auch an-
fälliger gemacht. Öffentliches Misstrauen gegenüber Politikern und Instituti-
onen hat deren Legitimität geschwächt, was sinkende Wahlbeteiligungen be-
legen. Die Wähler wollen schnelle Ergebnisse, obwohl politischer Wandel oft 
das braucht, was der Soziologe Max Weber „ein starkes, langsames Bohren 
von harten Brettern“ genannt hat. Auch das Vertrauen in die EU-Institutio-
nen war nie niedriger. Obwohl Regierungen mit immer mehr globalen Heraus-
forderungen zu kämpfen haben, fehlen die transnationalen Mechanismen, die 
mit der Interdependenz umgehen könnten und gleichzeitig demokratische Le-
gitimität gewährleisteten.

Ist die sozialdemokratische Mission erledigt?

Was sind die strukturellen Schwächen der sozialdemokratischen Parteien? 
Kurz vor der Jahrtausendwende rief der Soziologe Ralf Dahrendorf das „Ende 
des sozialdemokratischen Jahrhunderts“ aus. Für ihn waren der „Dritte Weg“ 
oder andere „revisionistische“ Projekte bloß verzweifelte und meist ergebnis-
lose Versuche, in einer veränderten politischen Landschaft relevant zu blei-
ben. Diese Sicht schwingt bei jenen mit, die die sozialdemokratische Mission 
für erledigt halten, da heute Mitte-Links-Programme mit Mainstream-Politik 
praktisch deckungsgleich seien. Die Sozialdemokratie stelle den Status quo 
nicht mehr infrage. 
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Eine weniger bequeme Lesart ist, dass die Sozialdemokratie schon seit der 
globalen Öffnung nach dem Ende des Kalten Krieges einen aussichtslosen 
Kampf führt. Nach dem Zweiten Weltkrieg war ein Modell nationalstaatlicher 
Sozialdemokratie entstanden, bei dem nationale Solidarität über das interna-

tionale Klassenbewusstsein ging. Diese Periode wurde von der Ab-
sicht geprägt, die Verhältnisse der Arbeiterklasse innerhalb natio-
naler Grenzen zu verbessern, vor allem mithilfe von Umverteilung 
und neuen Sozialleistungen. Durch die fortschreitende europäische 
und globale Integration nach dem Kalten Krieg ersetzte jedoch – ge-
nährt vom Zuwachs internationaler wirtschaftlicher Konkurrenz 

und von Migration – eine neue protektionistische Denkweise den transforma-
tiven Charakter der Sozialdemokratie. Mitte-Links-Parteien wurden konser-
vativer und verlegten sich auf das Ziel, ihre Errungenschaften aus der Nach-
kriegszeit lediglich zu verteidigen.

Darüber hinaus hat die neue Welle der Globalisierung und des Marktkapi-
talismus kollektive Institutionen geschwächt und zu einer stärker individua-
listisch ausgerichteten Gesellschaft mit sinkender Klassenidentifikation und 
schwindender Solidarität beigetragen. Daher markiert das Ende des Kalten 
Krieges das Ende ambitionierter sozialdemokratischer Visionen, obwohl es die-
se Phase war, die den Sozialdemokraten die Möglichkeit gab, sich links der Mit-
te von den Exzessen des Staatssozialismus abzugrenzen. Durch die abnehmen-
de Bedeutung von Klassen vergrößerten sich soziale Unterschiede in Bezug auf 
Migration und Identität, was neue Populisten links wie rechts hervorbrachte.

Migration, Integration und Identität

Soziale und demografische Veränderungen werfen Fragen über die Zukunft, 
Nachhaltigkeit und Struktur des europäischen Wohlfahrtssystems auf. In der 
ganzen EU wachsen Bedenken über die sozialen Auswirkungen von Zuwande-
rung, trotz der wirtschaftlichen und kulturellen Vorteile, die Einwanderung den 
Mitgliedstaaten bringt. Als die äußerste Rechte bei den Wahlen zum EU-Parla-
ment 2014 Erfolge mit einer ausgesprochen migrationsfeindlichen Agenda fei-
erte, was das so etwas wie das Testament der untergehenden Sozialdemokratie.

Die wachsende Schere zwischen Arm und Reich vergrößert die Wahr-
scheinlichkeit, dass Migration eines der politischen Hauptprobleme werden 
wird. Die steigende Arbeitslosigkeit trägt zu neuer innereuropäischer Migra-
tion bei. Teilweise beunruhigende politische Entwicklungen und Spannun-
gen, die während der Finanzkrise verebbt waren, erschüttern das „neue“ Eu-
ropa. Die Osterweiterung der EU, kombiniert mit der Stagnation der südeuro-
päischen Ökonomien, hat neue politische Kräfte geweckt, die den politischen 
Mainstream gefährden.

In ganz Europa sind populistische Parteien auf dem Vormarsch. Während 
einige Parteien von links kamen, wie Syriza und Podemos, sind andere schwie-
riger einzuordnen, wie die Fünf-Sterne-Bewegung in Italien. Ein Großteil der 
populistischen Parteien, die Wahlerfolge verzeichnen konnten, kommt aller-
dings aus dem rechten Spektrum. In drei wichtigen EU-Staaten – Dänemark, 
Großbritannien und Frankreich – haben Populisten hohe Umfragewerte. 
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Große Koalitionen 

werden immer mehr 

zur Norm in Europa

Viele dieser Parteien, die linken Protestparteien eingeschlossen, beziehen 
ihre Unterstützung von Bürgern, die sich der Europäischen Union entfremdet 
haben. Diese Entfremdung hat viele Gründe. Es mangele der EU an Legitimität, 
so die Kritik, sie fördere die unkontrollierte Mobilität von Arbeitskräften und 
habe den Menschen einen übertriebenen Sparkurs aufoktroyiert. Tatsächlich 
hat die Austeritäts- und Euro-Rettungspolitik den Populisten rechts und links 
Wählerstimmen zugetrieben; im Süden tendieren die Wähler zu den Parteien, 
die die Einsparungen und Haushaltkonsolidierung zurückschrauben wollen; 
viele im Norden denken dagegen, bereits genug für südliches „Über-die-eige-
nen-Verhältnisse“-Leben gezahlt zu haben. 

Mit Ausnahme von Spanien und Griechenland hat es die europäische Lin-
ke jedoch verpasst, Profit aus der Krise zu schlagen, so wie es die Rechte getan 
hat. Für die grünen Parteien gilt das ebenfalls. Das einzige Land, in dem die 
Grünen in jüngster Zeit erfolgreich waren, ist Portugal, wo die Demokratische 
Einheitskoalition und die Bewegung der Partei der Erde gemeinsam eine Min-
derheitsregierung bilden konnten.

Dies passt in ein größeres Muster des Aufkommens linker Parteien in Süd
europa. Schaut man sich das Abschneiden grüner Parteien in Europa insge-
samt an, stellt man Stagnation fest. In den meisten Ländern gibt es 
keine Veränderungen bei der Anzahl ihrer Sitze in den Parlamen-
ten. Wichtiger ist, dass die steigende Unterstützung für radikale 
und populistische Parteien die Unterstützung für traditionelle so-
zialdemokratische Parteien aufbricht. Der Aufstieg der Populisten 
gefährdet die Hegemonie, die Mitte-Links-Parteien seit dem Zwei-
ten Weltkrieg innehatten. Obwohl es mehr linksgerichtete als rechtsgerichtete 
Regierungen in Europa gibt, sind gemäßigte Linke in wachsendem Maße ge-
zwungen, Koalitionen einzugehen. Wurde dies einst noch als vorübergehen-
des Nebenprodukt der Arithmetik von Wahlen angesehen, so werden Große 
Koalitionen, die beide Flügel der Mitte abdecken, jetzt immer mehr zur Norm. 
Und in Zukunft werden womöglich nur sie in der Lage sein, sich der populis-
tischen Flut entgegenzustellen. Die politische Landschaft in Europa hat sich 
dramatisch verändert.

Prioritäten der Erneuerung

Europas Sozialdemokraten mögen einer trostlosen Zukunft entgegensehen, was 
Wahlergebnisse angeht – sie sollten aber ihre Hoffnung nicht verlieren. Die 
Welt braucht weiterhin die Werte und Programme von Mitte-Links-Parteien. 
Was sollten also die Prioritäten bei der Erneuerung sein? 

Vor Kurzem wurden traditionsreiche Parteien wie die britische Labour 
Party oder die US-Demokraten Zeugen des Aufstiegs einer neuen aufrühre-
rischen Bewegung von links: In Amerika verbindet man dies mit der Präsi-
dentschaftskandidatur von Bernie Sanders, in Großbritannien mit dem Auf-
stieg von Jeremy Corbyn, der 2015 überraschend zum Labour-Vorsitzenden 
gewählt wurde. Beide sind Symbole für die wachsende Entfremdung vom po-
litischen Establishment und für den Wunsch nach einer Rückbesinnung der 
Parteien auf ihre Wurzeln als Anwälte der Schwachen und Besitzlosen. Eine 
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breite Mehrheit ihrer Unterstützer ist überzeugt, dass beide Anführer die stei-
gende Gefahr der populistischen Kräfte in westlichen Demokratien bekämp-
fen können. Weniger sicher ist jedoch, ob sie eine schlüssige Agenda zum Re-
gieren entwickeln können – besonders angesichts der schwerwiegenden Pro-
bleme, denen alle progressiven Parteien gegenüberstehen: von wachsender 
Abneigung gegenüber Umverteilungspolitik bis hin zum Aufruhr gegen Mas-
senzuwanderung. Daraus ergeben sich zwei große Fragen, denen sich Sozial-
demokraten stellen und für die sie Lösungen finden müssen: Wirtschaftskom-
petenz und Identitätspolitik.

Ende der Selbstschwächung

In den neunziger Jahren schwächten sich die Mitte-Links-Regierungen des „drit-
ten Weges“ selbst, indem sie eine Politik betrieben, die dem Marktliberalismus 
gefährlich nahe kam. Nach dem Fall der Berliner Mauer kamen sie zu dem 
Schluss, dass der westliche Kapitalismus triumphiert habe. Um an die Regierung 
zu kommen, mussten die Sozialdemokraten also beweisen, dass sie eine Markt-
wirtschaft genauso gut managen konnten wie die Konservativen – eine ideo-
logische Kapitulation. Viele der direkt nach dem Zweiten Weltkrieg entwickel-
ten Regelungsmechanismen und Institutionen wurden überhastet aufgegeben.

Da die linken Parteien ihr Verhältnis zu den Märkten verbessern mussten, 
um ihre Regierungsfähigkeit zu beweisen, war das keine völlig fehlgeleitete 
Politik. In einer globalisierten Weltwirtschaft mussten zudem einige Rezepte 

keynesianischer Theorie revidiert werden. Das Problem war nur: 
Als 2007/08 die Finanzkrise begann, erschien die gemäßigte Linke 
plötzlich als Komplizin jener Politik, die zum Crash geführt hatte. 
Sozialdemokraten hatten vor allem ihren Kampf für effektive Re-
gulierung und Aufsicht über den Finanzsektor aufgegeben, ganz zu 
schweigen von der Idee, die Ökonomie durch strategische Eingrif-

fe wieder ins Gleichgewicht zu bringen. Mehr denn je muss die Linke heute 
ihren wirtschaftspolitischen Ansatz überdenken, um einen faireren, wider-
standsfähigeren und nachhaltigeren Kapitalismus zu schaffen. Dabei muss sie 
der Behauptung, dass Regierungen sich nicht in die Märkte einmischen soll-
ten, klar widersprechen.

Eine andere Lehre ist, dass Widerspruch gegen die Austeritätspolitik allein 
nicht ausreicht, um Wahlen zu gewinnen. Natürlich haben voreilige Kürzun-
gen Wachstum und Jobs gekostet. In Südeuropa droht diese Politik in eine sozi-
ale Katastrophe zu führen. Dennoch müssen die sozialdemokratischen Parteien 
zeigen, dass sie auch kompetente Krisenmanager wären. Sie brauchen einen kla-
ren Plan für den Umgang mit Schulden: nicht nur für die Nettoverschuldung des 
öffentlichen Sektors über einen Konjunkturzyklus hinweg, sondern vor allem 
auch für nicht nachhaltige Verschuldung der Haushalte und des Finanzsektors. 

Sozialdemokraten müssen zeigen, wie sie trotz geringerer Spielräume für 
Staatsausgaben nach einer Rezession regieren und gegen Stagnation ankämp-
fen würden. Dafür braucht es eine Strategie für die Regulierung der Finanz-
märkte mit dem Ziel, das Gemeinwohl zu fördern, systemische Risiken zu be-
heben und Banken zu reformieren, die „too big to fail“ sind. Ein Modernisie-

Sozialdemokraten 

müssen kompetente 

Krisenmanager sein
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rungsplan für die Industrie würde unsere Ökonomien neu ausbalancieren: Ihre 
Abhängigkeit vom Finanzsektor würde zugunsten von wissensintensiven Pro-
dukten und Dienstleistungen abgebaut. Was eine Reform des Steuersystems 
angeht, ist ein hartes Durchgreifen gegen grenzüberschreitende Steuerhinter-
ziehung fällig. Progressive Steuersysteme sollten neue Ungleichheiten beheben. 

Die zweite Aufgabe betrifft die Identitätspolitik. Die Linke darf sich nicht 
beirren lassen, sich starken politischen Grundströmungen entge-
genzustellen. Die Parteien links der Mitte verlieren Stimmen, weil 
die Wähler den Politikern nicht zutrauen, die Lebensverhältnisse 
gegen die unsichtbaren Kräfte des globalen Wandels verteidigen zu 
können. Europa hat einen Rechtsruck erlebt – nicht nur hin zu den 
christdemokratischen und konservativen Parteien, sondern zu neu-
en Kräften, die Ängste vor wirtschaftlicher Unsicherheit und Migration sowie 
Feindschaft gegenüber der EU schüren; siehe Österreich, wo der FPÖ-Präsi-
dentschaftskandidat nur denkbar knapp unterlag.

Die Linke verliert also auch aufgrund nationaler Identitätspolitik. Der Ver-
suchung aber, die Zugbrücke hochzuziehen, muss sie widerstehen. Mit restrikti-
ver Einwanderungspolitik zu liebäugeln, mag oberflächlich verlockend erschei-
nen, wenn Populisten Zulauf haben, jedoch würden willkürliche Begrenzun-
gen wirtschaftlichen Schaden anrichten und von politischer Charakterlosigkeit 
zeugen. Andersherum würde ein Schuh draus: Arbeiter mit geringem Einkom-
men müssen in der ganzen EU beschützt werden. Die Ausbeutung von Nied-
riglöhnern aus Osteuropa untergräbt die Idee des europäischen Projekts. Mehr 
Sicherungen gegen Leiharbeit und Arbeit auf Abruf sind nötig.

Die Sozialdemokratie muss ihre eigene Vision einer solidarischen Gesell-
schaft formulieren, die auf einem Souveränitätsverständnis basiert, wonach der 
Nationalstaat tragende Säule in Sachen Sicherheit und Zugehörigkeit ist. Nur 
wenn sie das Vertrauen und die Gefolgschaft der Bürger innerhalb des National-
staats gewinnt, kann die gemäßigte Linke im Kampf für internationales Engage-
ment und Kooperation bestehen – den Grundpfeilern der liberalen Weltordnung.

Europas Sozialdemokratie ist in den kommenden Jahren nicht zum Un-
tergang verdammt. Die Wahlniederlagen seit den neunziger Jahren waren 
schmerzhaft, die langfristig sinkenden Stimmenanteile sozialdemokratischer 
Parteien mögen ernüchternd wirken. Trotzdem können Europas Sozialdemo-
kraten auf einer Fülle von Argumenten für die Vision einer alle einschließen-
den sozialen Wirtschaft aufbauen und kraftvoll für Gerechtigkeit und Gleich-
heit werben. Die Unterstützung der Schwächsten in der Gesellschaft in Verbin-
dung mit einer vernünftigen Politik 
für den Mittelstand war schon immer 
das Kernstück der linken Mitte. Sie 
muss sicherstellen, dass die Last des 
Wandels und sozialer Reformen nicht 
allein von den Schwächsten getragen 
wird. Diese Erkenntnis ist heute, an-
gesichts der harten Zeiten, in denen 
wir uns befinden, wichtiger denn je. 
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Europas Sozialdemokratie 
muss sich neu erfinden 

Martin Winkler 

Es ist wenig wahrscheinlich, dass das Jahr 2017 für Europas Sozialdemokratie eine 
positive Trendwende bringt. Die sozialdemokratischen Parteien befinden sich in den 
meisten europäischen Ländern in einer tiefen inhaltlichen und organisatorischen Kri-
se. Ist mit dem Jahr 2000 das sozialdemokratische Jahrhundert tatsächlich zu Ende 
gegangen, wie es der liberale deutsch-britische Soziologe Ralf Dahrendorf in seinem 
Essay 1987 vorhergesehen hat?' 

Dabei sind die Umfeldbedingungen eigentlich so gut wie schon lange nicht. Der 
deutsche Philosoph Axel Honneth bringt das in seinem jüngsten Buch »Die Idee des 
Sozialismus« gekonnt auf den Punkt: »Wahrscheinlich haben sich seit dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs niemals so viele Menschen gleichzeitig über die sozialen und poli-
tischen Folgen empört, die mit der global entfesselten Marktökonomie des Kapitalis-
mus einhergehen. Andererseits aber scheint dieser massenhaften Empörung jeder nor-
mative Richtungssinn, jedes geschichtliche Gespür für ein Ziel der vorgebrachten Kri-
tik zu fehlen, so dass sie eigentümlich stumm und nach innen gekehrt bleibt.«2  Weder 
die traditionelleren Sozialisten noch die biegsameren Sozialdemokraten können bis-
lang eine Richtung für die wachsende Anzahl der »Empörten« vorgeben. 

Dort wo sich die empörten Massen nicht rechten nationalistischen Strömungen 
anschließen (was weltweit und in den europäischen Ländern hauptsächlich passiert), 
wenden sie sich linken politischen Parteien neuen Typs wie »Podemos« in Spanien 
oder »Syriza« in Griechenland zu. Diese neuen Strömungen bieten den orientie-
rungssuchenden Menschen politische Antworten, die offenbar stärker überzeugen als 
sozialdemokratische Lösungsangebote. 

Der zunehmende Wettbewerb ist für Sozialdemokraten an sich nicht neu. Die mas-
siver sichtbar gewordenen ökologischen Schäden der globalen Industrialisierung 
haben mit den Grünen in Europa schon seit mehr als 30 Jahren eine relevante neue 
politische Bewegung hervorgebracht. Ihre größte Stärke und gleichzeitig ihre größte 
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Schwäche liegen in der ökologischen Themenfokussierung. Größere Erfolge konnten 
von den Grünen zuletzt auf nationaler Ebene nicht erzielt werden, weder in Schwe-
den noch in Belgien, Luxemburg oder in der Schweiz, wo es ebenfalls relevante grü-
ne Parteien gibt. Also kein Grund für Sozialdemokraten, ob der grünen Mitbewerber 
verzagt zu sein. 

Die Sozialdemokratie aber hadert intern mit ihrer politischen Ausrichtung und ver-
liert bei fast allen Wahlen in Europa. Zudem schrumpfen die Mitgliederstände der 
sozialdemokratischen Parteien rapide dahin. Der deutschen SPD etwa ging seit 
Brandts triumphaler Wiederwahl 1972 jedes zweite Mitglied von der Fahne.' Ähnlich 
erging es auch den starken schwedischen Sozialdemokraten SAP, die aktuell nur mehr 
rund 100.000 Mitglieder zählen.' Auch der historisch stärksten Parteiorganisation, der 
österreichischen SPÖ, liefen die Mitglieder in Scharen davon. Von den fast 800.000 
Mitgliedern in den 70er Jahren blieben bis heute nur noch rund 200.000 Mitglieder 
erhalten.' Für die britische Labour Party wären 200.000 Mitglieder schon ein positi-
ver Zuwachs.' 

Das Schrumpfen der Mitgliederzahlen und das Abstrafen durch die Wähler wer-
den nicht enden, wenn die europäische Sozialdemokratie nicht zu den wesentlichen 
politischen Herausforderungen der Zeit mit überzeugenden Antworten Stellung 
bezieht und ihre Strategie massiv verändert. Dafür werden sicher nicht die alten 
Rezepte aus vergangenen Zeiten ausreichen. Die politische Strategie der europäischen 
Sozialdemokratie muss vielmehr auf einer soliden und sorgfältigen Analyse der 
gegenwärtigen Verhältnisse aufsetzen; darauf aufbauend müssen sozialdemokratische 
Antworten erarbeitet und der Wählerschaft präsentiert werden. Entscheidend für den 
Umsetzungserfolg ist die offene und multidisziplinäre Analyse unserer Wirtschaft und 
Gesellschaft im europäischen und globalen Kontext. 

Warum heute noch Zeit und Energie in die »Alte Tante« Sozialdemokratie 
stecken?' 

Als Ralf Dahrendorf im Jahr 1987 das Ende des sozialdemokratischen Jahrhun-
derts verkündete, wusste er noch nicht über die dramatischen Auswirkungen der 
Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/09 Bescheid. Er wäre wahrscheinlich mit seiner 
Einschätzung deutlich vorsichtiger gewesen. Er musste sich auch nicht mit den Ergeb-
nissen der Studien des französischen Ökonomen Thomas Piketty% auseinandersetzen, 
der eine weltweite Vermögenskonzentration nachweist, wie sie zuletzt im Vorfeld der 
Weltwirtschaftskrise 1929 vorhanden war. Auch die aufrüttelnden Berechnungen 
eines weiteren französischen Ökonomen, Gabriel Zucman, über die enorme Größen-
ordnung der Steuerhinterziehung' waren Dahrendorf nicht bekannt. Zucman belegt 
eindrucksvoll, dass es sich nicht um »abstoßende Einzelbeispiele« handelt, wie das 
der Schweizer Paradeliberale Kaspar Villiger vermutet'', sondern um ein weltweites 
System der Steuerhinterziehung im großen Stil, das alle ehrlichen Steuerzahler schä-
digt. Kein Wunder, dass Villiger dieses Thema selbst nicht gerne aufgreift, bunkert 
die Schweiz laut Zucman doch 1.800 Milliarden Euro an nichtdeklarierten Vermö-
genswerten. Dahrendorf kannte auch noch nicht das großartige Werk der beiden ame-
rikanischen Ökonomen Daron Acemoglu und James A. Robinson", in dem sie die Vor-
aussetzungen für die Entwicklung von Wohlstand herausgearbeitet haben. Sie fassen 
diese als »Tugendkreise« zusammen. Sie zeigen eindrucksvoll, warum die oligarchi- 
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schen Systeme etwa in den südamerikanischen oder arabischen Ländern eine nach-
haltig positive wirtschaftliche Entwicklung nicht zulassen. Die Eliten dieser Länder 
stehen dem Wohlstand für alle im Weg. In den westlichen Industrieländern sind die 
»Tugendkreise«' des Wohlstands ebenfalls in Gefahr geraten. 

Es entstehen Vermögenskonzentrationen, die das Erben statt der individuellen 
Anstrengung wieder in das Zentrum des wirtschaftlichen Erfolgs rücken. Damit ver-
liert die moderne Marktwirtschaft ihre Legitimation und es entstehen neue Oligar-
chien, die den »Wohlstand für Alle«" behindern. Wenn nun diesen Oligarchien in 
friedlicher Form ein Teil von Macht und Einfluss für den Wohlstand aller abgenom-
men werden soll, dann ist wieder die Stunde der Sozialdemokratie gekommen. 

Die national ausgerichteten sozialdemokratischen Parteien müssen sich als 
europäische Parteien neu erfinden. 

Die Europäische Union ist zweifellos ein geschichtsträchtiges politisches Projekt, 
das Frieden und Wohlstand in Europa sichern soll. Dieses Projekt ist mächtig am 
Schlingern, weil es durch nationale Egoismen und innenpolitisch motivierte Allein-
gänge an den Rand der Handlungsfähigkeit gebracht wurde. Zudem gibt es erhebli-
che institutionelle Konstruktionsmängel, insbesondere in der Eurozone, die gerade in 
der Finanz- und Wirtschaftskrise deutlich sichtbar geworden sind. Der deutsche Poli-
tikwissenschaftler Claus Offe bietet in seinem neuen Buch »Europa in der Falle« eine 
perfekte Beschreibung der Problemlage.'4 

Jeder faktenorientierte Mensch erkennt auf Basis der starken wirtschaftlichen Ver-
flechtungen rasch, dass ein Zerfall der EU einen Nachteil für alle Mitgliedsländer 
bringen würde. Dennoch agieren immer mehr Regierungen, als wäre ihnen das egal. 
Sie bauen verstärkt an einer nationalen Agenda mit immer stärkerer Abgrenzung von 
der EU. Das lautstärkste Beispiel ist aktuell sicher Ungarn, aber auch Polen orientiert 
sich immer mehr an einer rein nationalen Agenda. Die europäische Entsolidarisierung 
findet nicht nur lautstark statt, sondern auch Länder wie Deutschland oder Holland 
stellen ihre Interessen als Gewinner im innereuropäischen Export ganz klar über 
gemeinsame europäische Lösungen. Im Ergebnis kann die EU immer weniger in Rich-
tung Wohlstand für alle bewirken. Viele Menschen kehren dem europäischen Projekt 
aus Enttäuschung einfach den Rücken. 

Die Werte von Respekt und Solidarität wurden in Europa seit der Finanz- und 
Wirtschaftskrise sehr schwer erschüttert (Banken-Komplett-Rettung und Griechen-
land-Weniger-Rettung, Unvermögen einer europaweiten Aufteilung der Flüchtlinge, 
stattdessen ist sich jeder selbst der nächste bei der Bewältigung der Flüchtlingskrise 
etc.). Es gab vor allem in den südeuropäischen Ländern eine dramatische Zunahme 
von Arbeitslosigkeit und auch von Armut. Die damit einhergehenden Probleme blei-
ben aber auf Dauer nicht auf die südlichen Länder der EU beschränkt, sondern als 
Ergebnis lahmt in ganz Europa das Wirtschaftswachstum. 

Zu den Konstruktionsmängeln der Eurozone besonders aufschlussreich ist die Dar-
stellung von Mervyn King, dem ehemaligen Gouverneur der Bank of England.' Er 
weist darauf hin, dass entweder die südlichen Länder noch mehr intern abwerten müs-
sen, was sie weiter in die Rezession stürzt und die Arbeitslosigkeit erhöht, oder die 
reicheren Länder lassen eine hohe Inflation zu und werten so gegenüber den weniger 
produktiven südlichen Euroländern ab oder die reicheren Länder füllen einen europäi-
schen Ausgleichstopf mit bis zu 5% des BIP für die südlichen Länder. Die beiden letz- 
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teren Alternativen werden die Wähler in Deutschland oder Holland nicht zulassen. Die 
vierte und letzte Alternative ist die Auflösung des Euroraums. Kings Fazit, mit Durch-
tauchen allein wird man die Probleme des Euro nicht lösen können. 

Claus Offe sieht das in seiner Analyse ähnlich und schreibt bereits 2013: »Die Kri-
se ist deshalb so ernst, weil sie einen unlösbar erscheinenden Widerspruch aufwirft. 
Einfach gesagt: Was dringend getan werden müsste, ist extrem unpopulär und deshalb 
auf demokratischem Wege nicht durchzusetzen. Aber auch auf postdemokratisch-
technokratische Weise ist ein Ausweg kaum zu finden. Alle Kenner sind sich »im 
Prinzip« einig, was nottut — nämlich eine langfristige Schuldenvergemeinschaftung 
oder andere Formen grenzüberschreitender Lasten-Umverteilung großen Stils; aber 
das lässt sich dem wählenden Publikum der reichen Länder kaum vermitteln.0 

Hier ist die europäische Sozialdemokratie gefordert. Statt nationaler Egoismen 
braucht es im globalen Wettbewerb und für einen florierenden Binnenmarkt verstärkt 
gemeinsame europäische Lösungen, die durch Beiträge aller Mitgliedsländer und ins-
besondere ihrer Steuerzahler (Private und Unternehmungen) entsprechend ihren Mög-
lichkeiten zu finanzieren und umzusetzen sind. Im Klartext heißt das, dass es so etwas 
wie eine erweiterte europäische Solidarität braucht, mit der ein großer zentraler Bud-
gettopf gefüllt wird. So wie es in den Vereinigten Staaten von Amerika ein starkes 
Bundesbudget und damit einen starken »Uncle Sam« für die schwächeren Bundes-
staaten gibt'', braucht es auch in Europa ähnliche Mechanismen, die getragen sind von 
Respekt und Solidarität. 

Derartige Mechanismen lassen sich in demokratischen Systemen nicht von Oben 
verordnen, sie müssen von einem gemeinsamen Geist einer klaren Mehrheit der Men-
schen in der EU getragen werden. Diesen gemeinsamen Geist könnten die sozialde-
mokratischen Parteien in Europa sehr gut von ihrer historischen inhaltlichen Pro-
grammatik kommend aufbereiten und dafür eintreten. Leider stecken sie meist im 
nationalen Politstreit, ebenfalls mit primär nationaler Agenda fest. 

Die sozialdemokratischen Parteien in den europäischen Ländern des wachsenden 
Nebeneinanders brauchen einen Neuanfang als europäische Parteien für den Wohl-
stand für alle in der EU. Dieser Neuanfang muss von den Graswurzeln der Parteien, 
von ihren lokalen Funktionärinnen und Funktionären getragen werden. Für diesen 
Neuanfang braucht es ganz konkrete gemeinsame politische Anliegen, die von den 
Graswurzelstrukturen gemeinsam entwickelt werden. 

Jeder Versuch, neue Lösungen für den Wohlstand für alle in einem globalisierten 
Kapitalismus weiterhin nur national zu suchen, werden immer mehr scheitern. Das 
verbesserte Ausnutzen der noch verbleibenden Möglichkeiten in den Mitgliedsstaaten 
wird nicht mehr ausreichen. Ein stärkeres Abstellen auf nationale Sonderwege, Son-
dergesetze, Notstandsregeln bereitet vielmehr den Nährboden für die erstarkenden 
rechtsnationalen oder anderen populistischen Gruppierungen auf, die sich zu Recht 
dadurch bestätigt fühlen können. Eine sozialdemokratische Partei, die auf dem Wert 
der Solidarität aufbaut und diesen Wert nicht europäisch demonstrieren kann, wird 
weiter schrumpfen. 

Die Sozialdemokratie muss sich als glaubwürdige Bewegung für die Interessen der 
Frauen neu erfinden. 

Zahlreiche Wahlanalysen in unterschiedlichen europäischen Ländern haben seit 
den 70er Jahren gezeigt, dass Frauen in einem höheren Ausmaß durch solidarische 



Politik angesprochen werden. Frauen wissen einfach über die Bedeutung eines funk-
tionierenden Sozialstaats deutlich besser Bescheid als Männer. Sie sitzen immer noch 
an erster Stelle, wenn es um Plätze für die frühkindliche Betreuung, um die Schulan-
gebote für Kinder, um die Wohnungssuche, um die familiäre Freizeitgestaltung oder 
um die Betreuung für kranke bzw. ältere Familienmitglieder geht. Die Sozialdemo-
kraten in Europa haben die Chancen der Ansprache von Frauen in bewundernswerter 
Art und Weise nicht genutzt, die sich aus diesem Umstand ergeben. 

Die Sozialdemokratie erscheint heute leider in vielen Ländern als Partei der alten 
Männer, mehr noch als vor 20 Jahren. Es wurde kein ausreichender Platz für Töchter 
geschaffen, damit diese den sozialdemokratischen Parteien ein glaubwürdiges weibli-
ches Gesicht gegenüber der Bevölkerung geben. Mit Johanna Dohnal hatte die öster-
reichische Sozialdemokratie in den 1980er Jahren eine herausragende politische Per-
sönlichkeit, deren Glaubwürdigkeit und damit politische Bedeutung leider der dama-
lige Bundeskanzler Franz Vranitzky nicht richtig erkannt hat. Sie hat auf die enorme 
Bedeutung der Beteiligung von Frauen in der Politik ständig hingewiesen, unter ande-
rem auf der SPÖ-Bundesfrauenkonferenz 1995: »Die Männerquote bei den Partei-
vorsitzenden in Bund und Ländern beträgt satte 100 Prozent. Die Männerquote bei 
den 572 sozialdemokratischen Bürgermeister/Innen beträgt 98,8 Prozent«". Zwi-
schenzeitlich hat sich die Situation nur wenig verbessert. Vielfach kamen Frauen erst 
dann zum Zug, wenn die Männerbastionen in Wahlkämpfen stark dezimiert waren 
oder die Wahlchancen bereits vorab gering erschienen. 

Das Rezept für die Glaubwürdigkeit in der Frauenfrage ist eigentlich ganz einfach. 
Es braucht das Reißverschlusssystem der Geschlechter in allen politischen Gremien 
und auch in allen Vorfeldorganisationen (natürlich auch bei den sozialdemokratischen 
Gewerkschaftern). 50% der Welt gehört den Frauen und damit auch 50% der Dele-
gierten und Wahlpositionen. Dort wo es nur eine Funktion gibt, wird es wohl oder 
übel nur ein Mann oder eine Frau sein können. Dort wo es aber mehr als eine Funk-
tion gibt, da muss es eine starke Repräsentanz von Frauen geben. Da Frauen mehr für 
solidarische Politik ansprechbar sind, sollten mehr als 50% der öffentlichen politi-
schen Gesichter von sozialdemokratischen Parteien Frauen sein. Es muss einfach 
selbstverständlich sein, dass ein sozialdemokratisches Regierungsteam aus gleich viel 
Frauen und Männern besteht. Das werden auch die männerdominierten sozialdemo-
kratischen Gewerkschafter erkennen müssen. Ein Vorbild dafür ist das jüngste Regie-
rungsteam in Kanada von Justin Trudeau, das einen echten Aufbruch in seiner Zusam-
mensetzung der Geschlechter und sozialen Zugänge signalisiert. 

Dabei hätte der europäischen Sozialdemokratie in der eigenen Parteienfamilie 
bereits ein sehr gelungenes Beispiel aus dem Jahr 1986 zur Verfügung gestanden. Gro 
Harlem Brundtland stellte in diesem Jahr die erste »Frauenregierung« auf, in der 8 
von 18 Ministerien von Frauen geführt wurden. Das Ergebnis war über viele Jahre für 
die norwegische Sozialdemokratie sehr positiv und die Unterstützung lag bei den 
Frauen rund 20% über den Männern. Durch die umgesetzten Maßnahmen konnten im 
Bereich frühkindlicher Betreuung, ganztägiger Schulbetreuung und Altenbetreuung 
eine sehr hohe Teilnahme von Frauen am Wirtschaftsleben in Norwegen erreicht wer-
den.'9  

Das Beispiel Norwegen zeigt ganz klar, dass die konsequente Umsetzung sozial-
demokratischer Politik sehr große Erfolge für die gesamte Gesellschaft bringen kann. 
Die simple Botschaft für Europas Sozialdemokratie lautet: »No more excuses« bzw. 
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»einfach machen«. Wenn etwas erfolgreich ist, dann gibt es gute Gründe dafür, die-
ses Verhalten zu kopieren. Der Vorstoß vom österreichischen Kanzler Christian Kern 
mit seinem Plan A in Richtung vollständiger Lohntransparenz und verpflichtender 
Frauenquoten gibt diesbezüglich etwas Hoffnung. 

Die Sozialdemokratie muss sich als Partei des fairen Ausgleichs von öffentlichem 
und privatem Sektor neu erfinden. 

Die Sozialdemokratie wurde seit den 70er Jahren immer mehr »zur fünften Kolon-
ne des öffentlichen Diensts«.2" Das gilt nicht nur für Deutschland, Österreich, Nor-
wegen oder Schweden. Auch die sozial deutlich diversere Parti Socialiste PS in Frank-
reich wurde immer mehr zur Partei der Beamtenschaft.' Das politische Ergebnis die-
ser Veränderung ist fatal. Die europäische Sozialdemokratie verteidigt im Interesse 
der verbliebenen eigenen Anhänger im öffentlichen Dienst vermehrt Umverteilungs-
muster, die weder gerecht noch solidarisch sind. 

Auf der einen Seite der öffentliche Sektor, der eine Gehalts- und Pensionsdynamik 
lebt, die nicht von der Entwicklung der Steuereinnahmen gedeckt wird, die zudem 
mehrheitlich aus dem Bereich der Privatwirtschaft bzw. von deren Beschäftigten und 
den Unternehmern kommen. Auf der anderen Seite die Privatwirtschaft, die im zuneh-
menden internationalen Wettbewerb und durch die fehlenden europäischen Konjunk-
turprogramme und mangelnde wirtschaftspolitische Koordination immer stärker unter 
Druck kommt. Ausreichende Lohnerhöhungen werden auf nationaler Ebene im pri-
vaten Sektor immer schwieriger erreichbar. Die Entgeltsysteme im öffentlichen Dienst 
bleiben für die nationale Politik aber deutlich einfacher gestaltbar und erlauben eine 
von der Gesamtwirtschaft entkoppelte Einkommensdynamik, sowohl bei den aktiven 
Beschäftigten als auch bei den Pensionisten. 

In Deutschland wurde diese Entwicklung durch eine Politik der Lohnzurückhal-
tung und die Forcierung eines Niedriglohnsektors noch deutlich verstärkt. Daten zum 
Unterschied von Arbeiter- und Beamteneinkommen sind leider bei den nationalen Sta-
tistikbehörden Mangelware. In Österreich gibt es neuerdings diesbezüglich öffentli-
che Daten. Wie der neue Einkommensbericht des Rechnungshofs aus dem Jahr 2016 
darstellt, sind die Realeinkommen der Arbeiter in Österreich seit 1998 um rund 13% 
gesunken. Im gleichen Zeitraum konnten die österreichischen Beamten einen Zuge-
winn von 26% realisieren." Nicht wirklich ein Ruhmesblatt für die österreichische 
Sozialdemokratie als historische Partei der Arbeiter und Angestellten. 

Der Steuertopf wurde ganz offensichtlich in Richtung Entlohnungsverbesserung 
für den Öffentlichen Dienst bewegt. Kein Wunder, wenn es bei den Arbeitern und 
Angestellten in der Privatwirtschaft eine wachsende Skepsis gegenüber der Sozialde-
mokratie als wirksame Vertreterin ihrer Interessen gibt. Für die Sozialdemokratie in 
Regierungsverantwortung muss gelten, dass der öffentliche Sektor sich an der durch-
schnittlichen Entwicklung der Gesamtwirtschaft orientiert. 

Eine weitere wichtige politische Maßnahme wäre ein wirklich einheitliches Pen-
sionsrecht für alle Beschäftigten in der öffentlichen und der privaten Wirtschaft. Die-
ses einheitliche Pensionsrecht für alle Arbeitnehmer muss die Sozialdemokratie in 
Europa zu einem wichtigen europaweiten Anliegen machen. Private und öffentliche 
Arbeit muss sich in der Pension wieder gleichwertig lohnen. 

Wenn die Abwendung der Arbeiterschaft von der Sozialdemokratie europaweit 
analysiert wird, dann sollte sich die Forschungsgemeinde mit dem Thema des fairen 
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Ausgleichs des öffentlichen und des privaten Sektors beschäftigen und passende Ant-
worten für die Sozialdemokratie bieten. Ein drängendes Faktum liegt aber auf der 
Hand. Am besten startet man in bester politischer Tradition der Sozialdemokratie eine 
Kampagne, um die noch immer existierenden bzw. die im Niedriglohnsektor neu 
zugelassenen sozialrechtlichen Benachteiligungen der Arbeiterinnen und Arbeiter 
endlich zu beseitigen. Damit befindet man sich wieder auf dem Kerngebiet einer sozi-
aldemokratischen Politik und kann dieser Zielgruppe glaubwürdig signalisieren, dass 
man sie nicht vergessen hat. 

Eine bedeutsame demografische Entwicklung ist das Schrumpfen der Arbeiter in 
der klassischen Industrie und das Wachsen der Arbeiterinnen im Handel und vor allem 
im Dienstleistungsbereich. Es braucht daher öffentliche Gesichter in der Sozialdemo-
kratie, die diese wachsenden Zielgruppen gut vertreten. Sie sind in Handels-, Reini-
gungs- und Servicefirmen sowie in Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen zu finden. 
Dort muss die Sozialdemokratie mehr Flagge zeigen. Dafür braucht es mehr Frauen 
in der Sozialdemokratie aus dem Handel, dem Dienstleistungs- und dem Pflegebe-
reich. 

Den Verdacht der Besitzstandswahrung im öffentlichen Sektor muss die Sozialde-
mokratie noch aus einem ganz anderen Grund dringend loswerden. Es steigt die Anzahl 
der Beschäftigten mit prekären Arbeitsverhältnissen, und diese Menschen tendieren 
nicht mehr von sich aus zur Sozialdemokratie als Vertreterin der sozial Schwachen. Sie 
fühlen sich generell und offensichtlich ungerecht behandelt und reagieren sehr emp-
fänglich auf die Geschichten von denen, die es sich richten konnten (angeblich oder 
wirklich, weil der konkrete Vergleich meist nur in der näheren Umgebung möglich ist 
und die Überprüfung einer medialen Inszenierung meist nicht vorgenommen werden 
kann). Die für prekär Beschäftigte leichter sichtbaren Besitzstandswahrer im öffentli-
chen Dienst sind naturgemäß bei den traditionellen Großparteien in Europa stärker zu 
finden, weil diese Parteien den öffentlichen Sektor mit ihren Anhängern fast durch-
gängig besetzt haben. Dieses Argument trifft damit auch die Sozialdemokratie. Damit 
muss man politisch umgehen und darf es nicht ignorieren, wenn man Wahlen wieder 
gewinnen will. Daher braucht die Sozialdemokratie ein glaubwürdiges Programm für 
einen fairen Ausgleich von öffentlichem und privatem Sektor. 

Die Sozialdemokratie muss sich als glaubwürdige Partei für Gerechtigkeit und 
soziale Durchlässigkeit neu erfinden. 

Kommen wir zurück auf die Darstellung von Axel Honneth, in seinem Buch »Die 
Idee des Sozialismus«. Wie kann es sein, dass »in Zeiten wie diesen« die Sozialde-
mokratie in Europa nicht einen dramatischen Zulauf hat? Ganz einfach, es fehlt an 
Glaubwürdigkeit! 

Viele Menschen in der Privatwirtschaft haben das Gefühl, dass mehr Unterstüt-
zung für die Sozialdemokratie noch bessere Einkommen für Beamte und öffentliche 
Bedienstete, weiterhin frühere Pensionierungen bei den öffentlichen Unternehmungen 
oder noch höhere Pensionen für Mitarbeiter im öffentlichen Dienst bedeuten. Dieses 
Glaubwürdigkeitsproblem muss man mit umfassenden Reformprogrammen rasch und 
öffentlich sichtbar bearbeiten. Diese Reformen müssen auch bei der EU-Bürokratie 
selbst ansetzen. Dort haben sich nicht akzeptable Regelungen und Vorteile einge-
schlichen, die den Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern in Europa nicht vermittelt 
werden können." 
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Es braucht Glaubwürdigkeit, um sich als Sozialdemokratie wieder als Partei der 
sozialen Gerechtigkeit präsentieren zu können. Diese Glaubwürdigkeit ist heute wich-
tiger denn je. Denn die Veränderungen bei der Verteilung der Einkommen und Ver-
mögen sind in den letzten zwanzig Jahren äußerst besorgniserregend. Die Vermö-
gensverteilung bewegt sich in den westlichen Industrieländern wieder in eine Rich-
tung, wie wir sie zu Zeiten des Frühkapitalismus hatten." Damit wird das gesamte 
marktwirtschaftliche Konzept in Frage gestellt, das zu einem Scheitern unserer west-
lichen Zivilisation führen kann." Wir befinden uns an einem äußerst kritischen Punkt 
einer wirtschaftlichen Fehlentwicklung. Immer mehr Forscher von OECD, Währungs-
fonds und selbst von den sehr zurückhaltenden Notenbanken sehen einen klaren 
Zusammenhang zwischen der enormen Vermögenskonzentration und der weltweiten 
Finanz- und Wirtschaftskrise. Selbst die Chefökonomin der Ratingagentur Standard 
& Poors, Beth Arm Bovino, kommt nicht umhin, diese Tatsachen kritisch zu benen-
nen." Für sie lehrt die amerikanische Geschichte, dass die größten Wirtschaftskrisen 
stets dann aufgetreten sind, wenn die Ungleichheit Höchststände erreichte. In den 20er 
Jahren mündete das in die Große Depression und in den 2000er Jahren in die Finanz-
und Wirtschaftskrise. 

Die soziale Durchlässigkeit nimmt im Zuge der Vermögenskonzentration ebenfalls 
stark ab. Reiche heiraten wieder mehr unter sich und schicken ihre Kinder immer mehr 
auf private Schulen. Damit entstehen immer stärker getrennte Welten." Die wichtigs-
te Entscheidung für die Zukunft von Kindern darf nicht die Auswahl der Eltern sein, 
wie es der Wirtschaftsnobelpreisträger Joseph Stiglitz jüngst formuliert hat." Gläser-
ne Decken entmutigen und machen träge. In Osteuropa wurden Generationen von 
engagierten Bürgerinnen und Bürgern entmutigt und die Gesellschaften wurden 
immer weniger wettbewerbsfähig. Der Wohlstand sank. 

Es ist eine bittere Erkenntnis für die Sozialdemokratie in Europa, dass wir auch in 
Europa und auch in den langjährig sozialdemokratisch regierten Ländern auf ein Rie-
senverteilungsproblem zusteuern. Wenn die Sozialdemokratie Maßnahmen zur Ver-
ringerung der ungerechten Einkommens- und Vermögensverteilung einbringt, wie 
wirksame Erbschafts- und höhere Kapitalertragssteuern, dann müssen diese auch 
glaubwürdig, nachhaltig und europaweit vertreten werden. Dringend sind insbesonde-
re Maßnahmen zur Erhöhung und Vereinheitlichung der Erbschaftssteuern. 

Es gibt grundsätzlich einen sehr breiten Grundkonsens bezüglich der Herstellung 
von sozialer Gerechtigkeit, der weit über die links orientierten Wähler hinausgeht. So 
soll aus Sicht einer großen Mehrheit jene Ungleichheit, die sich aus dem Glück der 
Herkunft ergibt, jedenfalls so weit ausgeglichen werden, dass auch alle ohne geerbtes 
Startkapitel erfolgreiche Karrieren entwickeln können." Dieser Ausgleich der unter-
schiedlichen Startchancen kann wirtschaftlich nur durch wirksame Erbschafts- und 
Vermögenssteuern erreicht werden, die wiederum zur Finanzierung eines leistungs-
fähigen öffentlichen und kostenfrei zugänglichen Ausbildungssystems verwendet wer-
den. 

Die Führungsmannschaft der europäischen Sozialdemokratie muss sich die gesell-
schaftlichen Fakten bezüglich der anwachsenden sozialen Ungleichheit eingehend 
ansehen (es stehen mittlerweile ausreichend Zahlen, Daten und Fakten zur Verfügung) 
und dann gemeinsam agieren, auch wenn die Eigentümer der Boulevardzeitungen 
dann ebenfalls zu den Betroffenen von Steuererhöhungen gehören. Hier geht es um 
die Grundwerte der Sozialdemokratie, wo es dringend mehr Glaubwürdigkeit braucht. 
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Angst ist hier nicht angebracht. Es wäre letztlich nur die Angst vor dem eigenen 
Erfolg. 

Die Sozialdemokratie muss sich als Partei des modernen und leistungsfähigen 
Staats neu erfinden. 

Die Glaubwürdigkeitsproblematik der Sozialdemokratie beeinflusst auch die 
Bereitschaft der Bürgerinnen und Bürger, mit Steuerbeiträgen zu einem wenig leis-
tungsfähigen Staat beizutragen. Daher muss die Sozialdemokratie entschieden für 
einen modernen und leistungsfähigen Staat eintreten, der laufend Nachweise seiner 
Effizienz erbringt. 

Der öffentliche Sektor zeichnet sich leider sehr oft durch geringe Reformdynamik 
und wenig Veränderungsbereitschaft aus. Es herrscht meist eine Kultur der Feh-
lerangst statt eines offenen Umgangs mit Fehlern. Kritik wird nicht als wertvoll für 
die Weiterentwicklung erachtet. Noch immer zählen Gehorsam und Unterordnung 
mehr als professionelle Eigenständigkeit. 

Die Sozialdemokratie muss sich hier klar positionieren. Gesellschaftlicher Fort-
schritt kommt nur durch mehr Effizienz und durch mehr Demokratie zustande. Mehr 
Demokratie ohne mehr Effizienz endet in wirtschaftlicher Agonie und Umverteilung 
von »Weniger für alle«. Mehr Effizienz gilt auch für den öffentlichen Sektor. Dort 
braucht es leistungsfähige Strukturen und Führungssysteme. Es braucht einen inten-
siven Austausch zwischen der Privatwirtschaft und dem öffentlichen Sektor. Man darf 
sich nicht verstecken, sondern man muss voneinander lernen. Für jede Verwaltungs-
einhalt lassen sich Ziele definieren, die auch ein mehr an Effizienz messbar machen. 
Man muss es nur wollen. Alles Gerede über das schwierige Messen von öffentlichen 
Dienstleistungen ist nur Ausdruck von Unwillen. Wer nicht will, der findet Ausreden 
und wer will, der findet Wege. 

Eine wesentliche politische Forderung der Sozialdemokratie sollte die Umsetzung 
eines einheitlichen Dienstrechts für den gesamten öffentlichen Dienst auf allen Ebe-
nen (Zentralstaat, Länder/Provinzen, Städte und Gemeinden) sein. Mit einem einheit-
lichen Dienstrecht wäre ein Einsatz von Mitarbeitern über alle Verwaltungsebenen 
hinweg einfacher und rascher möglich. 

Der moderne und leistungsfähige Staat muss sich mehr der Grundlagenforschung 
und der Bildungsinfrastruktur als den öffentlichen Rentenzuschüssen zuwenden. Die 
Bedeutung des Staates für Innovation wurde von Mariana Mazzucato in ihrem Buch 
»Das Kapital des Staates« beeindruckend herausgearbeitet." Dort kann man unter 
anderem eine andere Geschichte von Apple nachlesen. Es wäre das Genie eines Ste-
ve Jobs ohne hunderte Milliarden an staatlicher Grundlagenforschung nicht in der 
Lage gewesen, ein iPhone oder ein iPad zu entwickeln. Die zwölf Schlüsseltechnolo-
gien des iPhone oder iPad stammten samt und sonders aus staatlichen Einrichtungen 
oder aus staatlich finanzierten Forschungsprogrammen in den USA. 

Die steuerbasierte Finanzierung dieser wichtigen Maßnahmen im Bereich Infra-
struktur und Forschung muss man als Sozialdemokratie auch mit den Unternehmern 
in Europa konsequent ausstreiten. Hier darf man nicht klein beigeben. Mazzucato ist 
auch hier eine interessante Quelle. Sie geht hart mit Apple, Microsoft und anderen 
Steuervermeidern in den USA ins Gericht. Die Steuervermeidungsstrategien von Apple 
etwa zeigen, dass der amerikanische Staat, der für die Grundlagen von Apple, Micro-
soft und Co. sehr hohe Risiken übernommen hat, die selbst risikofreudige Wagniska- 
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pitalgeber nicht tragen wollten, vom erreichten Erfolg keinen fairen Anteil erhalten 
soll. Dieses System praktiziert Apple auch in der EU. Hier wird offensichtlich kein fai-
res System praktiziert, sondern schlicht ein parasitäres System etabliert. Risiken und 
Kosten werden der Allgemeinheit überlassen und Gewinne in einer Form privatisiert, 
dass sie keinen ausreichenden Beitrag für die Zukunft unserer Marktwirtschaft leisten. 

Der Ball liegt mittlerweile auf dem Elfmeterpunkt. Die Sozialdemokratie müsste 
nur noch anlaufen und treffen. 

Die Sozialdemokratie muss sich als Partei des wirtschaftspolitischen Sachver-
stands neu erfinden. 

Ein Satz von US-Präsident Bill Clinton ging rund um die Welt: »It's the economy, 
stupid!« Er stammte vom demokratischen Kampagnenspezialisten James Carville und 
sollte die Bedeutung der Wirtschaftspolitik für den Clinton-Wahlkampf 1992 unter-
streichen. Die fehlende koordinierte EU-Wirtschaftspolitik führt zu geringerem 
Wachstum und hoher Arbeitslosigkeit. Sie wird sich langfristig auch auf Deutschland 
negativ auswirken. Noch spielt in Deutschland die Demographie mit und das Arbeits-
kräfteangebot sinkt trotz Zuwanderung, daher sieht man die Auswirkungen weniger. 
In Österreich ist die Situation deutlich anders, weil das Arbeitskräfteangebot steigt. 
Wir erleben daher die höchste Arbeitslosigkeit seit 60 Jahren. Die Situation ist aber 
nicht nur für Österreich unerfreulich. Noch dramatischer ist sie für Frankreich und 
Italien, wo fast eine Million Industriearbeitsplätze in den letzten 15 Jahren durch eine 
geschickte Abwertungspolitik Deutschlands verloren gegangen sind (laut OECD -Sta-
tistiken employees per sector). 

In einem System fixierter externer Wechselkurse, wie sie in der Eurozone etabliert 
wurden, kommt den internen Wechselkursen (real effektiver Wechselkurs zum Bei-
spiel des industriellen Sektors), wie sie sich aus der Reallohn- und der Produktivitäts-
entwicklung der einzelnen Euroländer ergeben, naturgemäß die größte Bedeutung zu. 
Dieser Umstand wurde bislang noch viel zu wenig von der Wirtschaftswissenschaft 
ausgeleuchtet. So hat etwa die deutsche Industrie seit 1996 gegenüber Österreich um 
rund 18% abgewertet und damit die Wettbewerbsfähigkeit von Österreich dramatisch 
ausgehöhlt.' Gerade in diesem Bereich müsste es eine umfassende Aufarbeitung und 
öffentliche Debatte geben, damit nicht durch interne Abwertungen die Wettbewerbs-
fähigkeit der Eurozonenländer untereinander ausgehebelt wird. Eine produktivitäts-
orientierte Lohnpolitik sollte unbedingt die Grundlage eines fairen Wettbewerbsver-
hältnisses zwischen den einzelnen Euroländern sein. Wesentlich ist dafür jedenfalls 
ein abgestimmtes Vorgehen von Deutschland und Frankreich als wirtschaftliche Leit-
nationen Europas. 

Die europäische Sozialdemokratie braucht ein Netzwerk von wirtschaftlich kom-
petenten Akteuren und Experten, das sowohl auf nationaler Ebene als auch auf 
europäischer Ebene eingerichtet werden muss. Wirtschaftskompetenz ist ein Schlüs-
sel für Wahlerfolge sozialdemokratischer Parteien. Das musste auch die Labour Par-
ty in Großbritannien bei den letzten Parlamentswahlen 2015 erfahren. Wie die Nach-
wahlbefragungen für den Gewerkschaftsverband TUC klar zeigen, konnte Labour ein-
fach keine wirtschaftspolitische Kompetenz in der Öffentlichkeit ausstrahlen.' Einen 
Regierungsanspruch kann die sozialdemokratische Bewegung aber nur stellen, wenn 
es eine umfassende wirtschaftliche Kompetenz in den Führungsteams und ein breites 
Umfeld mit wirtschaftlicher Expertise gibt. 



Es gibt mehr Manager, Industrielle und Eigentümer von Klein- und Mittelbetrie-
ben, die durchaus mit der Sozialdemokratie in Europa zusammenarbeiten würden. 
Man muss sie nur ansprechen und einladen. Bei der Auswahl der Personen sollte man 
auf eine gute regionale und institutionelle Verteilung achten. Es sollte auch klar sein, 
dass es sich um eine ausreichend große Runde handelt. Gemeinsame Politik entsteht 
nicht in kleinen Zirkeln der Macht, sondern in den Niederungen der Zusammenarbeit 
in breiten Arbeitsgruppen und Kompetenzkreisen. So gewinnt man an politischer 
Relevanz und an wirtschaftspolitischer Glaubwürdigkeit. 

Zuletzt sei noch festgehalten, dass als Teil der wirtschaftlichen Kompetenz auch 
die uneingeschränkte gewerkschaftliche Organisationsfreiheit für alle Arbeitnehmer 
in Europa von allen europäischen Unternehmungen und Managern verlangt werden 
muss. Gerade im Bereich der privaten Unternehmungen des Mittelstands (und damit 
sind durchaus auch große Unternehmungen mit mehr als EUR 100 Mio. Umsatz 
gemeint) gibt es auch heute noch eine massive Behinderung der gewerkschaftlichen 
Organisationsfreiheit. Das schwächt letztlich nur Europas Wirtschafts- und Gesell-
schaftsmodell, da nicht organisierte Betriebe üblicherweise auch keine Betriebsräte in 
deren Tochtergesellschaften zulassen. Damit wird nur unfairer Wettbewerb und Aus-
beutung in anderen Ländern erleichtert, was nicht im wirtschaftlichen Interesse Euro-
pas liegen kann. Beim universellen Menschenrecht der gewerkschaftlichen Organisa-
tionsfreiheit (dieses Recht ist Teil der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte aus 
1948) kann es mit der Sozialdemokratie nichts zu verhandeln geben. Zu diesem Punkt 
braucht es daher auch ein klares Bekenntnis von allen Mitwirkenden der wirtschafts-
politischen Kompetenzteams. 

Die Sozialdemokratie muss sich als Partei der geordneten Zuwanderung nach 
Europa mit einem offensiven kulturellen Deutungsanspruch neu erfinden. 

Europa ist ein Einwanderungskontinent. Und das nicht erst seit gestern. Seit hun-
derten von Jahren bewegen sich Menschen nach Europa, und über längere Zeiträu-
me gab es aus vielen Ländern Europas auch größere Auswanderungswellen. Die 
Attraktivität Europas hat für Zuwanderer zugenommen, trotz der immer restriktiver-
en Einwanderungsbestimmungen. Letztlich ist es ein Erfolg für das europäische 
Wirtschafts- und Gesellschaftsmodell, dass jährlich hunderttausende Menschen bei 
uns ein Leben in Frieden und Freiheit suchen können, ohne Benachteiligung auf 
Grund von Geschlecht, Rasse, Religion oder sexueller Orientierung. Leider hat es 
die europäische Sozialdemokratie vielfach verabsäumt, ein geeignetes Maßnahmen-
programm und eine offensive kulturelle Deutung für das Zuwanderungsthema zu 
erarbeiten. Kulturelle Deutungen waren eine wichtige Basis des sozialdemokrati-
schen Gründungserfolgs (etwa das Wahlrecht für alle, unabhängig von Herkunft, 
Rasse und Geschlecht, oder die internationale Solidarität) und könnten es heute auch 
wieder werden. 

Jahrzehntelang wollte man nicht wahrhaben, dass die meisten europäischen Staa-
ten wichtige Zuwanderungsländer geworden sind. Die Zuwanderungsprobleme soll-
ten sich möglichst von selbst lösen bzw. das vorhandene Bildungs-, Sozial- und 
Gesundheitssystem wurde als stark genug für die ständig neuen Anforderungen ein-
geschätzt. Es wurde übersehen, dass sich immer mehr durch die Zuwanderung verur-
sachte kleine und größere Probleme in den Bildungseinrichtungen, in den Wohnsied-
lungen, in den Einkaufszentren oder in den Gesundheitseinrichtungen eingeschlichen 
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haben. Durch die wachsende Diversität der Zuwanderungsgruppen hatte sich die Not-
wendigkeit gezielter politischer Maßnahmen bei der frühkindlichen Betreuung, in 
den Kindergärten und Schulen, bei der Lehrlingsausbildung, auf den Universitäten, 
in der Erwachsenenbildung, in den Krankenhäusern und zuletzt auch in den Alten-
und Pflegeheimen erhöht. Ein Teil der Zuwanderungsdividende hätte schon viel 
früher für die oben angeführten Maßnahmen aufgewendet werden müssen. Leider 
war man nicht bereit, die dafür notwendige politische Auseinandersetzung zu führen. 
Der wichtigste Grund hierfür war bereits das Erstarken der nationalistischen Rech-
ten. Zwischenzeitlich hat sich die nationalistische Rechte in fast allen europäischen 
Ländern etabliert. 

Dem Umstand, dass Europa ein Zuwanderungskontinent ist, muss sich die europäi-
sche Sozialdemokratie in einer offensiven Form stellen. Dafür sind die auftretenden 
Probleme klar anzusprechen und laufend konkrete Lösungen und Verbesserungen in 
den betroffenen Problemzonen umzusetzen. Es muss klargestellt werden, dass Euro-
pa die Zuwanderung auch weiter benötigen wird. Ohne Zuwanderung und erfolgrei-
che Integration können unsere Sozialsysteme nicht aufrechterhalten werden. Es 
braucht eine Politik, die auf diesen Umstand nachhaltig ausgerichtet ist. 

Es geht dabei nicht nur um institutionelle Fragen, sondern vielmehr auch um kul-
turelle Fragen, wie die Definition des Heimatbegriffs. Wenn man als europäische 
Sozialdemokratie diesen Begriff nicht stärker inhaltlich besetzt und dabei auch moder-
nisiert, dann verliert man die Auseinandersetzung mit der nationalistischen Rechten 
in Richtung abstammungsorientierter Heimatbegriff. Mit der zunehmenden »Inlän-
derdebatte« und den Parolen »Inländer zuerst« beginnt das bereits in Ansätzen. Wich-
tig ist demgegenüber darzustellen, dass die Bürgerinnen und Bürger jedes europäi-
schen Landes viele Wurzeln haben. Manche davon sind erst kurz europäische Staats-
bürger, andere bereits seit Generationen. Zigtausende versuchen neu Fuß zu fassen 
und werden in den nächsten Jahren Staatsbürger eines der EU-Länder werden. Ein 
sozialdemokratisch besetzter Heimatbegriff muss diese unterschiedlichen Zugänge 
abdecken. Die Sozialdemokratie darf in Europa nicht zulassen, dass der Begriff 
»Inländer« bewusst missbraucht wird. 

Die Politikwissenschaftler Rathgeb und Wolkenstein haben in diese Diskussion 
eingebracht, dass man der spaltenden Abstammungsidee die Idee der Willensgemein-
schaft gegenüberstellen sollte. Sie schreiben: »Diese Gesellschaftsvorstellungen wir-
ken integrativ, weil sie zum einen nicht verleugnen, dass erfolgreiches Zusammenle-
ben einen Minimalkonsens über Werte und Institutionen — beispielsweise gegenseiti-
gen Respekt und demokratische Prozesse — benötigt. Zum anderen lassen sie die Mög-
lichkeit offen, zur Gesellschaft dazuzugehören, weil man dazugehören will — und 
nicht, weil man in diese Gesellschaft hineingeboren wurde, wie es der Volksbegriff 
der FPÖ (nationalistische Rechtspartei in Österreich) andeutet. Klar muss sein, dass 
die Basis für gesellschaftlichen Zusammenhalt nur ein Einverständnis über demokra-
tische und emanzipatorische Werte sein kann.«" 

Es gibt viele gute Argumente, die diese schwierige Kulturdebatte aus unter-
schiedlichen Richtungen bereichern. Das ist auch gut so, da der abstammungsorien-
tierte Heimatbegriff in der menschlichen Entwicklung (Heimat als Kindheitserinne-
rung) einen prägend starken Eindruck hinterlässt und daher für nationalistische Strö-
mungen einen wichtigen Anker bildet. Da gewinnt an Bedeutung, dass die Resilienz-
Forschung" zeigt, wie wichtig die gute Nachbarschaft für den Zusammenhalt und die 



Widerstandskraft von lokalen Gemeinschaften ist. Eine Gesellschaft, die einen Teil 
der Nachbarschaft (z.B. die Zugewanderten) ausgrenzt, schwächt sich letztlich selbst. 
Die gute Nachbarschaft entsteht in einer diverseren Welt durch das offene Zugehen 
auf andere auf Basis verbindlicher Regeln. Diese Regeln kann die europäische Sozi-
aldemokratie glaubwürdig als Teil der eigenen Genetik (»Verteidigung der Demokra-
tie und die Kraft der Solidarität«) benennen. Die Auseinandersetzung mit der natio-
nalistischen Rechten kann von der Sozialdemokratie in Europa nur durch europäische 
Antworten mit kultureller Deutungsmacht gewonnen werden. 

Die europäische Sozialdemokratie muss sich als Verbündete der Zivilgesellschaft 
neu erfinden. 

Heute können politisch interessierte Menschen aus einer Vielzahl an Angeboten 
wählen. Es gibt nicht mehr nur die etablierten Organisationen wie die großen Glau-
bensgemeinschaften oder Parteien, sondern hunderte, ja tausende Initiativen. Eine 
sozialdemokratische Partei muss daher mit der engagierten Zivilgesellschaft in einem 
lebendigen Austausch stehen, um engagierte Menschen außerhalb der etablierten 
Strukturen zu erreichen. 

Welche Aktivisten von Amnesty International, Greenpeace, ATTAC, Flüchtlinge 
Willkommen oder von Oxfam wechseln in Funktionen bei sozialdemokratischen Par-
teien in Europa? Es braucht Spitzenkräfte in der europäischen Sozialdemokratie, die 
diesen Zugang zivilgesellschaftlichen Engagements verkörpern. Die engagierte Zivil-
gesellschaft deckt heute in Europa alle Themen der Empörten über die sozialen, wirt-
schaftlichen und ökologischen Folgen des global entfesselten Kapitalismus ab. Dort 
liegt eine große Chance der europäischen Sozialdemokratie. 

In den zivilgesellschaftlichen Gruppen begegnet man vielen Vertretern von Reli-
gionsgemeinschaften, bzw. viele Religionsgemeinschaften haben aktive Gruppierun-
gen, die mit zivilgesellschaftlichen Initiativen einen regen Austausch betreiben. Auch 
sie wären grundsätzlich für die Positionen der Sozialdemokratie ansprechbar. Die 
Sozialdemokratie muss sich auch als Partei des Dialogs mit den religiösen Gemein-
schaften neu erfinden. Dialog ist in diesem Bereich keine Einbahnstraße. Die Sozial-
demokratie kann ihre Werte mit den Glaubensgemeinschaften abgleichen und Ange-
bote zur Zusammenarbeit erstellen. Sie kann im Gegenzug auch den Respekt für alle 
säkularen und nicht-religiösen Menschen einfordern. 

Umgekehrt kann die Zivilgesellschaft von der Sozialdemokratie viel lernen. Die 
»Engagierten« der Bürgergesellschaft stammen vielfach aus gut gebildeten Schichten 
und übersehen gerne, dass unsere Gesellschaft nur durch schichtübergreifenden 
Zusammenhalt friedlich funktionieren kann In ihrem Buch »Entbehrliche der Bür-
gergesellschaft« gehen Johanna Klatt und Franz Walter' diesem Phänomen eingehend 
nach. Sie zeigen, dass Engagement durchaus verbindend sein kann Die Zivilgesell-
schaft braucht den inhaltlichen sozialdemokratischen Einfluss, damit sie sich nicht 
vorschnell selbst genug ist. Engagement gibt es auch in der Unterschicht. Chantal 
Munsch hat das in ihrem Buch »Sozial Benachteiligte engagieren sich doch«" ein-
drucksvoll dokumentiert. 

Die Sozialdemokratie kann dieses Engagement im Dialog mit zivilgesellschaftli-
chen Gruppen sichtbar machen. Voraussetzung ist natürlich, dass man noch lokal und 
regional verankert ist. Gerade in großstädtischen Gebieten wird das zu einer immer 
größeren Herausforderung für die Sozialdemokratie. Glaubwürdige sozialdemokrati- 
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sehe Organisationsstrukturen müssen sich dort befinden, wo die nichtprivilegierten 
Schichten der Gesellschaft wohnen, zur Schule gehen, arbeiten oder ihre Freizeit ver-
bringen. Genau dort soll die Sozialdemokratie an der Bildung von solidarischen 
Gemeinschaften arbeiten. Diese Gemeinschaften sollen sich europaweit vernetzen, 
damit Europa auch in der lokalen Gemeinschaft erlebt wird. 

Die Sozialdemokratie muss sich als offene und durchlässige Bewegung in Europa 
neu erfinden. 

Wenn man heute politisch interessiert ist, dann schrecken die Rituale und Orte der 
Sozialdemokratie eher ab. Die Lokale und Begegnungsorte sind verstaubt und werden 
von Menschen aus den geschützten öffentlichen Bereichen oder aus den Gewerk-
schaften dominiert. Es gibt eine auffällige Zunahme von Familien- und Clanstruktu-
ren in der Sozialdemokratie. Sohn oder Tochter »erben« das Amt des Vaters (im 
Regelfall Vater). Das sind gleich mehrere Alarmzeichen. Die Sozialdemokratie ver-
liert den Anschluss an die Bevölkerungsmehrheit bzw. hat ihn bereits verloren. Eine 
Sozialdemokratie, die keine Partei der sozialen Durchlässigkeit mehr ist, sondern in 
der Positionen und Funktionen vererbt werden, verliert ihre historische Berechtigung 
und ihre Vorbildwirkung. 

Um in der Sozialdemokratie politisch aktiv zu werden, muss man heute zu viele 
Hürden überwinden. Die wesentlichsten Hürden sind Besitzstandswahrer in der 
gesamten Parteiorganisation, die Neugründungen von Organisationseinheiten 
abblocken und nur die bestehenden schrumpfenden Herrschaftsstrukturen aufrechter-
halten möchten. Damit wird man keine Bewegung entfachen, keine neuen Mitglieder 
gewinnen und auch keine Wahlen gewinnen. 

Ein sehr wichtiger Punkt für mehr Offenheit und Durchlässigkeit ist die Abbildung 
der Gesamtbevölkerung bei den Funktionärinnen und Funktionären. Die Sozialdemo-
kratie muss daher sozialen Aufsteigern mit Migrationshintergrund eine echte Chance 
geben. Dafür braucht es Einladungen in allen Ortsorganisationen und allen Vorfeld-
bereichen. 

Die Parteiorganisationen bieten zu wenige Teilnahmemöglichkeiten. Es muss mehr 
offenen Wettbewerb, mehr Auswahl und mehr offene Entscheidungen geben. Auf 
jeder Ebene sollten daher Vorwahlen abgehalten werden, die für alle Parteimitglieder 
und für Unterstützer (diese sollten einen kleinen Beitrag zahlen, um die Ernsthaftig-
keit des Engagements zu unterstreichen) offen sind. Engagierte Gruppen sollen ihre 
Unterstützer mobilisieren, damit sie Kandidaten durchbringen. Sehr interessante Bei-
spiele gab es dafür in Großbritannien und Frankreich. Jeremy Corbyn siegte durch ein 
Anwachsen der registrierten Labour-Unterstützer von unter 200.000 im Mai auf über 
550.000 im September 2015." Der Großteil der neuen Unterstützer wollte eine Ver-
änderung und unterstützte den Außenseiter Corbyn. Leider war die Labour Party nicht 
auf dieses Ergebnis vorbereitet und die bestehenden Strukturen lehnen Corbyn mehr-
heitlich ab, was eine erhebliche Schwächung dieser Partei bedeutet. 

Auch wenn eine größere Öffnung mit Risiken verbunden ist, wie das Beispiel der 
Labour Party zeigt, so sollte dieser Weg dennoch zielstrebig weiter beschritten wer-
den. Damit die Sozialdemokratie in den einzelnen europäischen Ländern ein wirklich 
starkes Signal aussenden kann, braucht es neue Modelle für die Wahl der Parteivor-
sitzenden sowohl auf der zentralen Staats- als auch auf Landes/Provinzebene. Die 
jeweiligen Parteivorsitzenden sollten in einem offenen Wettbewerb von den Mitglie- 
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dern der Parteiorganisation und von zahlenden Unterstützern und Sympathisanten 
gewählt werden. 

Ein interessantes Experiment wäre in diesem Kontext auch die offene Wahl einer 
europäischen Führungskraft für die europäische Sozialdemokratie. Gemeinsam mit 
Politikwissenschaftlern aus mehreren europäischen Ländern lässt sich dafür sicher ein 
interessantes Modell entwickeln. 

Resümee 

Die europäische Sozialdemokratie steckt in einer existenziellen Krise, die nicht nur 
durch ein paar kosmetische Maßnahmen behoben werden kann. Es sind wirklich ein-
schneidende Sanierungsmaßnahmen sowohl in inhaltlicher als auch in organisatori- 
scher Sicht notwendig. 

Aus Sicht des Autors, der unter anderem als Sanierungsberater für große Unter-
nehmungen arbeitet, ist aber eine wesentliche Grundvoraussetzung für eine erfolgrei-
che Sanierung gegeben: Der Markt der politischen und gesellschaftlichen Zustände in 
Europa zeigt eine starke Nachfrage nach sozialdemokratischen Antworten. Die Aus-
wirkungen des entfesselten globalen Kapitalismus haben noch nie so viele Wider-
sprüche erzeugt wie heute. Es gab noch nie so viele Empörte über die sozialen, wirt-
schaftlichen und ökologischen Schäden des Kapitalismus. 

Die Sozialdemokratie ist für die Schaffung des Wohlstands für alle weiter dringend 
notwendig. Diese Umfeldbedingungen sprechen ganz klar dafür, dass die Restruktu-
rierung der europäischen Sozialdemokratie gelingen kann. 
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Thomas Meyer 

Kommunitaristen, Kosmopoliten und die 
»verlorene Arbeiterklasse« 

Fast andei-thalb Jahrhunderte lang waren die parteibildenden gesellschaftlich-politi-
schen Konfliktlinien in den europäischen Ländern im Kern recht übersichtlich gezo-
gen. Parteien, die ihre Themen außerhalb des Kraftfeldes dieser Konfliktlinien (soge-
nannte cleavages) suchten, hatten kaum Chancen auf Größe, Dauer oder Wahlerfolg. 
Da gab es erstens die Interessengegensätze zwischen Zentrum und Peripherie aus den 
Konflikten der Nationalstaatsbildung, zweitens den Gegensatz von Kapital und 
Arbeit im modernen Industriekapitalismus, drittens die Rivalität von Kirche und 
Staat infolge der Säkularisierung, viertens Spannungen zwischen Stadt und Land als 
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Partelensystem In Bewegung 

Ergebnis der Industrialisierung und schließlich fünftens die Konfrontation zwischen 
postmateriell-grünen und materiell-industrialistischen Interessen angesichts der 
ökologischen Krise. Sie bestimmten weitgehend die gesellschaftlichen Diskurse, die 
Triebkräfte der sozialen Selbstorganisation, die Struktur des sich seit der Mitte des 
19. Jahrhunderts herausbildenden Systems der politischen Parteien und das Wahlver-
halten. Auf die Sozialdemokratie hatten stets mehrere dieser Schnittlinien Einfluss, so 
etwa der Konflikt um Religion und die materiell-postmaterielle Wertedivergenz -
aber die Arbeitnehmerinteressen bildeten immer ihren Kern. 

Neuerdings haben die sozialdemokratischen Parteien in allen Industrieländern 
vor allem auch einen großen Teil der Klasse der »manuellen und unqualifizierten 
Arbeiter« aus Industrie und Dienstleistung als Anhänger und Wähler verloren. Als 
Erklärung dafür kursiert die These, ein neuer gesellschaftspolitischer Grundkonflikt 
beginne die politische Arena zu erobern: die Konfrontation zwischen sogenannten 
Kommunitaristen und Kosmopoliten, also von Menschen, die das Leben in der 
überschaubaren Gemeinschaft von Gleichen gegen Globalisierung und Massen-
zuwanderung verteidigen wollen, und jenen, denen die umfassende Öffnung der 
Gesellschaft - gerade auch für Migranten - willkommen ist. Die Niedriglöhner und 
die prekär Beschäftigten seien ebenso wie Teile der verunsicherten Mittelklasse ins 
kommunitaristische Lager abgewandert, als dessen politische Repräsentanz sich 
überall rechtspopulistische Parteien andienen. Diese Deutung scheint eine zentrale 
Veränderung der europäischen Parteienlandschaft zu erklären, etwa das Wachstum 
der AfD, aber sie zeichnet die neuen Konfliktlinien zu statisch, zu eindimensional 
und zu polarisiert, um Strategien gegen die populistischen Parteien realistisch zu ent-
werfen. 

Die Entgegensetzung der beiden extremen Pole, die Vorstellung, es handele sich 
dabei um homogene Kollektive wie auch die Vorstellung, hier fresse sich eine starre 
sozial-politische Konfrontation ins gesellschaftlich-kulturelle Gewebe ein, liefern nur 
ein ungenaues Bild der Lage. Gott sei Dank! In Wahrheit haben wir es nämlich mit 
einer höchst flexiblen und wandelbaren Konstellation sozio -kultureller Interessen 
und Mentalitäten zu tun. Sie können durch gute Politik entscheidend beeinflusst wer-
den. Umfragen, Erfahrungen und Analysen sprechen dafür, dass die momentanen po-
litischen Orientierungen eines großen Teils der Wähler der Rechtspopulisten stark 
situationsbedingt sind, nämlich eine Reaktion auf enttäuschende politische Angebote 
der etablierten Parteien, denen es nicht gelingt, verbreitete Unsicherheiten, Enttäu-
schungen und Ängste aufzulösen oder wenigstens glaubwürdig einzuhegen. Könnten 
die meisten dieser entfremdeten Wähler überzeugt werden, dass die anderen Parteien, 
zumal die Sozialdemokratie, auf ihre existenziellen Hoffnungen überzeugend einge-
hen, würden sich ihre Einstellungen vermutlich bald auch wieder ändern. 

Spielarten des Kommunitarismus 

Für ein realistisches Verständnis des neuen Grundkonflikts sind zwei Beobachtungen 
dienlich: Zum einem befindet sich jeweils nur eine kleine Minderheit mit ihrer poli-
tisch-kulturellen Einstellung in der Nähe der entgegengesetzten Pole, die allermeis-
ten Menschen hingegen in wechselnder Entfernung von ihnen und nicht wenige ver- 
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binden sogar Elemente der kommunitaristischen Einstellung mit kosmopolitischen 
Zügen. Vielfältig sind die Möglichkeiten der Verbindung von Offenheit für die Welt 
und für Migranten mit dem Wunsch nach einer vertrauten lokalen Lebenswelt — und 
sie kennzeichnen die Wirklichkeit der Einstellungen der allermeisten Menschen le-
bensnäher als das polare Modell des neuen Konflikts. Gerade auf diesem Feld sind die 
Wahrnehmungen und Urteile der meisten Menschen, von kleinen verhärteten 
Milieus abgesehen, abhängig davon, wie sie ihre soziale Situation erleben und die 
darauf bezogene Politik der etablierten Parteien beurteilen. So gaben bei 
Nachwahlumfragen zur Wahl in Mecklenburg-Vorpommern 2016 fast 80 % der AfD-
Wähler an, sie hätten sich für diese Partei nicht wegen ihres Programms sondern als 
Denkzettel für deren etablierte Konkurrenten entschieden. Die Positionierung der 
Wähler auf der Kommunitarismus-Kosmopolitismus-Skala ist flüchtiger und abhän-
giger von anderen Faktoren als bei den traditionellen sozialen Grundkonflikten. 

Das bedeutet vor allem, dass die Zuordnung »Kommunitarist« mehrdeutig ist, 
denn sie umfasst gegenwärtig in grober Unterscheidung drei höchst entgegengesetzte 
Teilgruppen. Zur auffälligeren davon gehören Menschen, die in verfestigter Form der 
völkischen Identitätspolitik zuneigen, also die ethnischen Fundamentalisten, der 
Kern der rechtspopulistischen Parteien, d. h. die identitären Kommunitaristen. Diese 
bewegen sich an oder jenseits der Grenze zum Rechtsextremismus und scheinen im-
mun gegen die Realität und kritische Argumente. Die zweite Gruppe bilden viele der 
zeitweiligen Wähler rechtspopulistischer Parteien in Krisensituationen. In ihr über-
wiegen Menschen, die durch existenzielle Unsicherheit, Abstiegsdrohungen und/ 
oder unkontrollierte Zuwanderung irritiert sind (wobei die Grenzen zwischen 
Realität und Wahrnehmung fließend sein können) und beruhigende politische 
Antworten auf ihre Sorgen vermissen. Darüber hinaus gibt es aber auch die gemäßig-
ten liberalen Kommunitaristen, die ein starkes Interesse an Zusammengehörigkeit 
und Selbstbestimmung in überschaubaren Lebenswelten haben und den dafür not-
wendigen zivil-kulturellen Grundkonsens verteidigen, aber in diesem Rahmen für 
religiösen und ethnischen Pluralismus sowie kontrollierte Zuwanderung offen sind. 
Wo diese alle in einen Topf geworfen werden, geht die Differenzierung verloren, die 
für das genaue Verständnis der neuen Konflikte und für politische Strategien zu ihrer 
Lösung unerlässlich sind. 

Die unerwartete Anfälligkeit großer Unterschichtmilieus für die rechtspopulisti-
sche Weltsicht resultiert, wie Piero Ignazi beobachtet hat, »aus einem Gefühl des 
Verlassenseins, wenn nicht des Verrats durch ihre traditionellen politischen Vertreter. 
Dieses Gefühl hat zu einer historischen, möglicherweise nicht mehr zu korrigieren-
den Abwanderung dieser Wähler zu Parteien der populistischen Rechten geführt« 
(IPG 15.11.16). Diesen Milieus der »manuellen und unqualifizierten Arbeiter« (oder 
Angestellten) boten die großen europäischen Linksparteien, zumal die Sozial- 
demokratie, über viele Jahrzehnte hinweg wirksame politisch-kulturelle Leitorien- 
tierungen in drei entscheidenden Dimensionen: eine einfache und eindeutige 
Erklärung des Gerechtigkeitsdefizits und ihrer Exklusionserfahrung in der bestehen- 
den Gesellschaft verbunden mit einer ebenso überzeugenden politischen Strategie 
für die Überwindung dieser Misere. Hinzu kam, dass die Repräsentanten der Sozial- 
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Parteiensystem in Bewegung 

demokratie, auch wenn sie selbst zumeist nicht der Arbeiterklasse entstammten, in 
ihrer Sprache und ihrem Auftreten eine Art,»Anerkennung« der Angehörigen dieser 
Milieus verkörperten. 

Diese Bindekräfte sind den sozialdemokratischen Parteien gründlich verloren 
gegangen und auf verquere Weise von den Rechtspopulisten ersetzt worden. 
Deswegen gelingt diesen »Identitäts-Kommunitaristen« in verblüffendem Ausmaß 
nicht nur lediglich die Übernahme der vordem sozialdemokratischen »Arbeiter«-
Wähler, sondern, was wesentlich bedeutsamer ist, allmählich auch deren kulturelle 
Einbindung in neu entstehenden Milieus. Die Sozialdemokratie kann diese Milieus 
nicht mit kleinen Programmkorrekturen zurückgewinnen, sondern nur mit einer 
symbolisch und real runderneuerten Strategie. Dafür muss sie von zwei miteinander 
verbundenen, aber relativ unabhängigen Interessen der »Arbeiter«-Wähler ausgehen: 
der kulturellen und materiellen Anerkennung einfacher Arbeit und überzeugende 
Lösungen für die Folgen von unkontrollierter Massenimmigration gerade in den 
Lebenswelten der ohnedies schon verunsicherten und benachteiligten »Arbeiter«. 

Die Erfolge der Rechtspopulisten beziehen sich auf beide Herausforderungen, 
aber nicht mit glaubhaften Antworten, sondern in Form der identitätspolitischen 
Umdeutung sozialer Fragen in kulturell-ethnische Wir-Sie-Gegensätze. In das »Sie«, 
die Gegner des Volkes, werden auch die politischen Eliten einbezogenen, die ihnen 
die »Fremden« ins Land holen. Das tatsächliche soziale Grundproblem verweigerter 
Anerkennung wird noch verschärft, wenn sogar die Sozialdemokraten den 
Niedriglöhnern und Prekären als Antwort immer nur eines zu bieten haben: die 
Aufforderung zum Aufstieg durch Bildung. Das wird von vielen auf diese Weise 
Getrösteten als eine Art höhnische Bekräftigung der Ausgrenzung und nicht als ech-
te Chance der Teilhabe empfunden, getreu dem Motto: Würdet ihr euch besser bil-
den, dann hättet ihr auch mehr Einkommen, Sicherheit und Anerkennung. Viele 
erleben das wie eine finale Weigerung der Politik, das Leben, das sie tatsächlich füh-
ren (und oft auch führen wollen), wirksam zu verbessern. Das identitätspolitische 
Rezept der Abwertung der Anderen und ihrer Abwehr als bedrohliche 
Sozialkonkurrenz erweist sich angesichts des sozialdemokratischen Defizits mo-
mentan als das wirkungsvollere. 

Brückenschläge 

Eine sozialdemokratische Antwort auf das geschilderte Dilemma müsste drei mitei-
nander verbundene Elemente enthalten: ein anständiges, sozial inklusives Einkom-
men, mehr Sicherheit für die Arbeitsplätze und die sozialen Lebensgrundlagen (bis 
weit in die Mittelschichten hinein) sowie die gesellschaftliche Anerkennung der 
Würde einfacher Arbeit. Das alles gehört zu jener »doppelten Integration«, die die 
wirklichen Sorgen der Geringqualifizierten und Prekären, ebenso wie die Bedürfnisse 
der Migranten ernst nimmt. Dafür bedarf es einer ausreichend finanzierten Investi-
tionspolitik für die maßgeblichen Defizitbereiche der prekären Lebenswelten: 
Wohnung, Quartier, soziale Sicherung, Arbeitsplatz, Schulen, öffentlicher Raum. 
Dazu gehören gleichermaßen das Signal und die Praxis einer Politik der kontrollier-
ten Einwanderung und der aktiven Integration. 
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Die Tatsache, dass zunehmend auch Teile der Mittelschicht vom Wunsch nach 
einer geschlossenen Gesellschaft, dem Willen zur Abwertung des Anderen und seiner 
Ausschließung erfasst werden, ist kein Beweis gegen den Befund, dass diesem 
Einstellungswandel vor allem Erfahrungen der Unsicherheit, der Ungerechtigkeit 
und der sozialen Exklusion zugrunde liegen, denn diese Erfahrungen reichen als 
Verunsicherung und Abstiegsängste heute bis weit in jene Schichten hinein, die sich 
momentan in scheinbar gesicherter Position befinden. Und: Die empörenden, die 
Glaubwürdigkeit von Demokratie und »Leistungsgesellschaft« andauernd untergra-
benden Ungleichheiten unserer Gesellschaft finden ja keineswegs nur die am schlech-
testen Gestellten abstoßend. 

All das zeigt zwei Schwächen der idealtypisch überspitzten Konfliktlinie 
Kommunitarismus-Kosmopolitismus: Sie übersieht zum einen die gewichtigen 
Unterschiede innerhalb beider »Lager«, vor allem dass es vielen Kommimitaristen 
primär um Gewährleistung sozialer Sicherheit und Anerkennung geht oder um die 
Bewahrung beherrschbarer lokaler Lebenswelten und nicht um menschenverach-
tende Identitätspolitik. Für sie sollen die lokalen Lebenswelten in sich liberal und 
pluralistisch sein, aber politisch selbstbestimmt, sozial kommunikationsfähig und 
beherrschbar bleiben. Das können sie nur solange alle, die in ihnen zusammenleben, 
eine verbindende »Zivilkultur« des öffentlichen Verhaltens teilen (Michael Walzer). 
Und zweitens ist Kommunitarismus kein objektiver sozio-politischer Status wie 
etwa »Lohnarbeiter« oder »Christ«, sondern eine Mentalität, die in ihren sehr unter-
schiedlichen Ausprägungen ganz von situativen sozialen und politischen Erfah-
rungen abhängt. Wenn das Bedürfnis nach Gleichheit, innerer und sozialer Sicher-
heit,Anerkennung und Inklusion, nach kontrollierter Zuwanderung und Integration 
in der nationalen und den lokalen Gesellschaften befriedigt ist, kann der identitäre, 
rechtspopulistische Kommunitarismus sicher nicht zum Massenphänomen werden. 
Umso weniger, wenn die legitimen Ansprüche eines pluralistischen Kommu-
nitarismus, der die Intaktheit einer alle verbindenden Zivilkultur schützen will, als 
legitime politische Option ernst genommen werden. Dann zeigen sich nämlich auch 
die politischen Kompromisslinien zwischen einem geerdeten Kosmopolitismus, der 
gleichfalls an sozial und kulturell integrierten Lebenswelten vital interessiert ist, und 
einem liberal-pluralistischen Kommunitarismus, der Offenheit und Zuwanderung 
nicht scheut, wenn sie in demokratisch kontrollierten Bahnen verlaufen. 

Thomas Meyer 
ist emeritierter Professor für Politikwissenschaften an der Universität Dortmund und Chefredakteur 
der NG/FH. Zuletzt erschien in der edition suhrkamp: Die Unbelangbaren: Wie politische Journalisten 
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WAHLEN: Die Sozialdemokratie in den Niederlanden - der Höhepunkt 
eines Dramas 
Utrecht. SB/VK/NRC. 22. März 2017. 

Spitzenkandidat der PvdA Lodewijk Asscher, wird er es schaffen seine Partei wieder 
groß zu machen?, Quelle: Partii van de Arbeid/CC BY 2.0  

Die PvdA hat bei den Parlamentswahlen vergangene Woche Mittwoch eine historische 
Niederlage erlitten. Sie fiel von 38 auf 9 Sitze. Von der niederländischen Sozialdemokratie 
scheint nur noch ein Scherbenhaufen übrig zu sein. Ein enormer Schlag, der eigentlich nur 
den Höhepunkt eines schon viel länger wehrenden Dramas abbildet. Was sind die Gründe für 
den Abstieg der Partij voor de Arbeid und wie geht es nun weiter für die Sozialdemokratie in 
den Niederlanden? 

Als am Mittwochabend um 21.00 Uhr die ersten Hochrechnungen erschienen, herrschte in 
den Reihen der Sozialdemokraten Entsetzen und Unglaube. Mit einem Verlust von 29 Sitzen 
landete die PvdA auf dem 7. Platz im Parteienranking. Nie zuvor hatte die Partei einen 
höheren Stimmenverlust hinnehmen müssen. Die Sozialdemokratie taugt in den Niederlanden 
scheinbar nicht mehr zur Volkspartei - aber wie kommt das? 

Für den freien Fall der PvdA bei der Wahl 2017 lassen sich verschiedene Gründe finden. Ein 
Blick zurück in den Herbst offenbart, dass die Kampagne der PvdA schon unter schlechten 



Vorzeichen begonnen hatte. Damals waren Diederik Samson und Lodewijk Asscher im Kampf 
um das Amt des Spitzenkandidaten gegeneinander angetreten. Asscher hatte sich während 
dieser Auseinandersetzung mit starker Kritik an Samson nicht zurückgehalten, Samson 
wiederum betonte wiederholt, dass Asscher und er sich in keinerlei Hinsicht unterscheiden 
würden. Der Verlierer war am Ende nicht nur Samson, sondern die gesamte PvdA, die unter 
diesem öffentlich oft so bezeichneten „Brudermord" gelitten hatte. Asscher versuchte nach 
seinem Pyrrhussieg die Partei nach links zu ziehen, wurde aber sabotiert. Irgendwie war die 
Information zu Radio 1 durchgedrungen, dass diese Pläne bereits unter Samson entstanden 
waren. Glaubwürdigkeit sieht anders aus und so gelang es Asscher auch in der weiteren 
Kampagne nicht, dieser seinen eigenen Stempel aufzudrücken. 

Die schwache und unentschlossene Kampagne der PvdA ist dann auch ein weiterer Grund, 
der dafür herangezogen werden kann, dass die PvdA so schlecht bei den Wahlen abschnitt. 
Stolz auf die Kampagne sei man nur einmal gewesen, so Ilco van der Linde, Nummer 19 auf 
der Wahlliste der PvdA - und das sei während der Schlussdebatte gewesen. Sonst ist von der 
Basis häufig zu hören: „Asscher hat uns nie mitgenommen". Aber warum eigentlich nicht? 
Eine Erklärung dürfte im Amt Asschers liegen. Für eine schlagkräftige Kampagne hätte sich 
die PvdA von der Politik des Kabinettes Rutte II deutlich abgrenzen müssen. Wie aber hätte 
das der Vizepremierminister Lodeweijk Asscher, der genau diese Politik vier Jahre mit 
geformt und getragen hat, glaubhaft seinen Wählern vermitteln können? Gleichzeitig 
versäumte Asscher es aber auch, sich klar für die Politik unter Kabinett Rutte II zu 
positionieren. Ein weniger überzeugender Schlingerkurs war die Folge. 

Neben diesen sehr direkten Gründen sind es aber vor allem strukturelle Probleme, die die 
Sozialdemokratie bedrohen. Die PvdA, das sollte nicht übersehen werden, kommt aus einer 
Koalition mit der liberalen VVD. Beide Parteien haben es geschafft, die Wirtschaftskrise 
einzudämmen. Während die VVD sich dafür auf die Schulter klopfen kann, müssen sich die 
Sozialdemokraten für ihren Sparkurs rechtfertigten. Die Wählerschaft der VVD nimmt 
Sparmaßnahmen als legitimes Mittel wahr, die Wirtschaft konkurrenzfähiger zu machen, für 
den Anhang der PvdA werden derlei Maßnahmen hingegen als unsozial missbilligt. Ruttes 
Bedauern nach der Wahl, der in Richtung PvdA sagte: „Ich hätte ihnen ein anderes Ergebnis 
gegönnt", dürfte die Sozialdemokraten in dieser Situation wenig trösten. 

Eine Erkenntnis aus dem Wahlergebnis in den Niederlanden ist, dass das Parlament deutlich 
nach rechts gerückt ist. Es geht hier übrigens weniger um die Verschiebungen zwischen den 
Parteien, sondern mehr um die Verschiebungen innerhalb der Parteien. Der CDA, der bis 
2012 als eine Partei der Mitte gelten konnte, präsentierte sich in diesem Wahlkampf als eine 
softe Version der PVV. Und auch die VVD mit Mark Rutte ist rhetorisch spürbar nach rechts 
gewandert. Während des Wahlkampfes dominierten deutlich kulturelle Themen. Schlecht für 
die PvdA, sagt Merijn Oudenampsen, Soziologe und Politologe an der Universität Tilburg: 
„Links verliert immer, wenn kulturelle Themen die Debatte dominieren. Arbeiter, die in 
sozialökonomischer Hinsicht vielleicht noch progressiv sind, aber in sozialkultureller Hinsicht 
konservativ, wandern nach rechts. Die Folge ist, dass die linke Wählerschaft implodiert." Mit 
der Entscheidung, der Sozialdemokratie in den 90er Jahren einen liberalen Weg 
einzuschlagen, hat sich die PvdA parteipolitisch keinen Gefallen getan. Der traditionelle 
Gegensatz auf der ökonomischen Achse fiel weg und machte Platz für die „Identitäts-Achse", 
auf der für die Sozialdemokraten wenig zu holen ist. 

Ein weiteres, überaus großes Problem für die PvdA ist die Überalterung der Wählerschaft. Der 
klassische PvdA-Wähler stirbt aus. Eine Umfrage vom Meinungsforschungsinstitut IPSOS 
ergab, dass 44 Prozent der PvdA-Wähler 65 Jahre oder älter waren. Nur 13 Prozent waren 
unter 35. Verglichen mit GroenLinks, die mit Jesse Klaver an der Spitze ein echter Magnet für 
junge Wähler sind, ist das eine höchst bedenkliche Entwicklung für die PvdA. 

Zuletzt ist auch die zunehmende Fragmentierung der Gesellschaft höchst gefährlich für die 
niederländische Sozialdemokratie. Bereits der alte Partei-Führer Wouter Bos hatte beständig 
gewarnt, dass, wenn sich die Gesellschaft spalte, sich auch die PvdA spalte. Nun hat er damit 
Recht erhalten. Eine Partei, deren Anspruch es ist, für alle da zu sein, hat es schwer in den 
Niederlanden. Fast jede gesellschaftliche Gruppe hat mittlerweile ihre eigene Partei. Die 
mittelständischen und gebildeten Städter haben sich für die D66 und GroenLinks entschieden, 
die weniger gut gebildeten wanderten zur SP oder zur PVV ab, für noch spezieller gelagerte 



Interessen wählte man 50Plus oder die Partij voor de Dieren, viele Migranten zog es zur 
neuen Partei DENK. 

Ja, die PvdA steht in der Tat vor einem Scherbenhaufen. Denn zwar kann der Wahlausgang 
durchaus als unerwartet heftig eingeschätzt werden, aber eben doch nicht unerwartet. Denn 
die PvdA hat nicht zuletzt aufgrund der strukturellen Probleme bereits die vierte Wahl in Folge 
verloren. Die Zahl der wethouder sank von 425 im Jahr 2006 auf 137 im Jahr 2014 und auch 
ihr Einfluss in der Eerste Kamer und im Europäischen Parlament wird stets kleiner. Während 
der ersten Mitgliederversammlung der PvdA in Utrecht am Samstag herrschte Wut und 
Chaos. Der Parteivorsitzende Hans Spekman hat bereits seinen Rücktritt verkündet. Er wird 
noch bis Oktober 2017 im Amt bleiben, um die Zukunft der Partei mitzugestalten, obwohl 40 
Prozent der Mitglieder für einen sofortigen Rücktritt votiert hatten. Hier zeigt sich wieder 
einmal die Zerrissenheit der PvdA über die Frage, wie es weiter gehen soll. Die einen wollen 
einen modernen Kurs ä la GroenLinks, die anderen genau das Gegenteil. Wieder rein in die 
Betriebe - Back to the roots. Einig war man sich nur, dass die Partei auf keinen Fall regieren 
sollte: „Let's get real. Wir sind die 7 Partei in den Niederlanden. Die Gewinner müssen jetzt 
regieren, nicht wir", sagte Asscher. 

Wie es mit der Sozialdemokratie in den Niederlanden nun weiter geht, ist ungewiss, der 
Optimismus hält sich in Grenzen. Die Zeit in der Opposition, so zeigt die Erfahrung, kann 
einer Partei helfen, sich wieder neu aufzubauen und sich zu profilieren. Das könnte sich für 
die PvdA allerdings auch mühsam gestalten, wenn sie sich die Oppositionsrolle wahlweise mit 
der SP, der PvdD, DENK und GroenLinks teilen müssen, die eine ähnliche Klientel bedienen, 
wie die ehemalige Volkpartei PvdA. Auffallen und wieder „sexy" werden, wie es Sharon 
Dijksma fordert, wäre ein Anfang. Aber reicht das? 

Nein, die PvdA muss mehr tun. Sie muss sich verjüngen und sie muss wieder ein Profil 
entwickeln. Ein Vorbild dafür könnte Martin Schulz in Deutschland sein. Unter ihm bricht die 
SPD gerade radikal mit dem Neoliberalismus und die linke Kampagne „für den kleinen Mann" 
hat Erfolg. Die Umfragewerte für die Sozialdemokraten in Deutschland wachsen und das 
Selbstvertrauen steigt. 
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